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«Die Digitalisierung, die wir heute  
erleben, stellt alles auf den Kopf.
Tesla und Airbnb sind nur zwei  
Beispiele für digitalisierte Firmen,  
die vor zehn Jahren noch nicht  
existierten, inzwischen jedoch zu  
weltweit beachteten, gar gefürchteten 
Akteuren in ihren jeweiligen Wirt-
schaftssektoren herangewachsen  
sind. Es kommt einiges auf uns zu!»
Heinz Karrer, Präsident Hasler Stiftung
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R
asanter technologischer Wandel verändert mehr als nur  
die Wirtschaft: Die Kräfte des Fortschritts pflügen  
Firmen und Branchen um, aber auch ganze  
Staaten, Gesellschaften, Siedlungen, individuelle  
Lebensformen. Sie verschieben die politischen Verhält-
nisse. Wer vor einem grossen Umbruch reich und  

stark war, kann nicht damit rechnen, dass es danach noch genau so ist 
– die Geschichtsbücher sind voller Beispiele.  
 
Die folgenden Seiten zeigen, wo die Digitalisierung zu Machtverschie-
bungen führte und noch führen wird – im politischen Wahlkampf,  
bei der Privatsphäre oder in der Wirtschaft. Sie betrachten, wie der 
Mensch heute überall Datenspuren hinterlässt, wie Jungunternehmer 
versuchen, mit Hilfe von IT die Demokratie zu reformieren, und mit  
welchen Erschütterungen Unternehmen in der Schweiz rechnen müssen.  
 
Unsere Autorinnen und Autoren stellen ausserdem die Frage,  
wie gut die hiesigen Institutionen und ihre Bürger darauf vorbereitet 
sind – und erläutern, wo und wie jetzt nachgebessert werden müsste.  
 
Wir wünschen Ihnen eine spannende und anregende Lektüre.

Die Redaktion 

Macht
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Informationstechnologie in etablierten Wirtschaftszweigen. Sie 
schafft völlig neue Märkte und Wirtschaftszweige wie die Sharing 
Economy oder soziale Netze und zerstört damit und mit ihren 
neuen Geschäftsmodellen etablierte Unternehmen. Dazu gleich 
mehr – lassen Sie mich erst einen kurzen Blick zurückwerfen.

Wir befinden uns heute in einer radikal beschleunigten zwei-
ten Phase der Digitalisierung. Die Ursachen dafür liegen in sechs 
technischen Entwicklungen der vergangenen 10 bis 15 Jahre be-
gründet: So hat man dank des Cloud-Computing die Möglichkeit, 
je nach Bedarf von überall her auf ungeheure Rechen- und Spei-
cherleistung zuzugreifen, dabei jedoch nur zu bezahlen, was man 
tatsächlich nutzt. Die mobile Revolution (das iPhone ist gerade 
mal 10 Jahre alt) bedeutet, dass praktisch jeder Bürger ständig on-
line ist. Er trägt eine Vielzahl von Sensoren mit sich herum, die 
Lokation (nicht nur im Freien), Bewegungsmuster und viele an-
dere Parameter erfassen. Ständig angeschlossen und vermessen 

Was hat es auf sich mit der Digitalisierung? Seit etwa zwei 
Jahren ist der Begriff plötzlich in aller Munde. Dabei digita-

lisiert die Computerindustrie schon seit über 70 Jahren die Welt. 
Man bildet Aufgaben und Probleme aus der realen Welt im Com-
puter ab und löst sie dort digital. Das fing mit dem Entziffern ver-
schlüsselter Funksprüche durch die Alliierten im Zweiten Welt-
krieg an und breitete sich dann nach dem Krieg rasch auch im 
zivilen Bereich aus. Warum also gerade jetzt?

Offenbar haben viele Menschen erkannt, dass manche anste-
henden Probleme, sei es der Erhalt der Wettbewerbsfähigkeit un-
serer Industrie oder der Atomausstieg, nur durch eine weitere Di-
gitalisierung dieser Wirtschaftszweige gelöst werden können. 
Wenn man das Stichwort bei Google Trends eingibt, stellt man 
seit zwei Jahren einen sprunghaften Anstieg der Suchanfragen 
dazu fest – und häufig wird im Zusammenhang mit dem Wort In-
dustrie 4.0 oder Energiewende gesucht. Man erhofft sich Antwor-
ten oder zumindest eine Ahnung von Zukunft.

Technologischer Sprung
Man sollte den Transformationsprozess, in dem wir uns be-

finden, keinesfalls unterschätzen. Die Digitalisierung, die wir 
heute erleben, ist weit mehr als der graduell steigende Einsatz von 

Matthias Kaiserswerth
ist Geschäftsführer der Hasler-Stiftung. Zuvor leitete er  
das Research Lab von IBM in Rüschlikon. Er publiziert und referiert  
regelmässig zu Themen der Informationstechnologie und  
der Digitalisierung. 

      Der grosse 
        Umbau

Was Digitalisierung bedeutet – und was auf die Schweiz zukommt.

von Matthias Kaiserswerth
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Stand der Digitalisierung in der Schweiz
Scorecard

95%
Basisinfrastrukturen

60%
Medien

81%
Internationale Wettbewerbsfähigkeit

59%
Öffentliche Hand und Politik

65%
Mobilität

56%
Fachkräfte und Bildung

47%
Sicherheit

39%
Gesundheit

20%
Digitale Identität

51%
Rechtsnormen und Legiferierung

40%
Wirtschaftssektoren

45%
Energie

53%
Gesellschaft und Verhalten

38%
Forschung und Innovation

Die Plattform digital.swiss, ein Projekt von  

ICTswitzerland, misst und informiert in ihrer Scorecard 

über den Stand der Digitalisierung  

in 15 Themenfeldern.

Quelle: digital.swiss

18%
Industrie 4.0
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Software Is Eating the World». Darin legte er sehr überzeugend dar, 
warum Software in den kommenden Jahren Bestandteil nahezu je-
des Produktes und jeder Dienstleistung werden würde. Er postu-
lierte, dass sich alle Unternehmen, egal in welchem Sektor, zu Soft-
warefirmen entwickeln müssten, um wettbewerbsfähig zu bleiben. 
Ausser Informatiker interessierte sich 2011 kaum jemand für diesen 
Artikel. Heute, keine sechs Jahre später, hat sich die Situation deut-
lich verändert. Einige sehr konkrete Beispiele belegen den Trend: 
Firmen wie Uber, Facebook oder Airbnb haben mit enormer Ge-
schwindigkeit und ohne grosse Infrastrukturinvestitionen ganze 
Industrien mit ihren neuen Geschäftsmodellen und einem bislang 
nie da gewesenen Kundenfokus auf den Kopf gestellt.

Aber auch in der klassischen Industrie, etwa im Automobil-
bau, gibt es neue digitale Mitbewerber. Ein prominentes Beispiel 
ist Google mit seinen selbstfahrenden Autos. Der Elektroautopio-
nier Tesla liess sich im Gegensatz zur traditionellen Autoindustrie 
nicht von der schlechten Qualität der damals verfügbaren Batte-
rietechnologie abschrecken – eben weil er auf Software setzte. 
Man nutzte diese, um aus eher ungeeigneten Laptopbatterien eine 
leistungsfähige und intelligente Batterie für das Auto zu bauen. 
Beide Firmen haben die Autoindustrie derart verunsichert, dass 
nun – aus Angst, den Anschluss verloren zu haben – alle Herstel-
ler von ihren zukünftigen selbstfahrenden Elektroautos reden. 

Die Digitalisierung, die wir heute erleben, ist eine revolutio-
näre und nicht mehr evolutionäre Veränderung aller Wirtschafts-
sektoren, die vor allem aus dem Silicon Valley getrieben wird. Sie 

werden etwa auch Schiffscontainer, Lastwagen oder Heizgeräte: 
Günstige Sensoren, leistungsfähige Prozessoren und drahtlose 
Kommunikation ermöglichen das Internet der Dinge, mit dem 
man Maschinen überwachen und so miteinander verbinden kann, 
dass sie ein intelligenter Teil einer Fabrik oder gar ganzer Liefer-
ketten werden. Die Technologien, um mit den dadurch entstehen-
den wirklich grossen Datenmengen, Big Data, umzugehen, sie zu 
analysieren und daraus Entscheidungen und Vorhersagen abzu-
leiten, sind dank Open Source einfach verfügbar und dank Cloud 
Computing anwendbar. Wir nutzen soziale Netze, um uns mitein-
ander auszutauschen, zu informieren und digitale Fingerabdrü-
cke unserer Interessen oder gar Persönlichkeit zu hinterlassen. 
Schliesslich hat in den vergangenen fünf Jahren auch die künstli-
che Intelligenz sprunghafte Fortschritte gemacht. Computer sind 
schon heute bei gewissen Bilderkennungsaufgaben besser als der 
Mensch.

Diese Technologien haben alle gleichzeitig einen Reifegrad 
erreicht, der ihre weltweite Nutzung ermöglicht. Mittlerweile ha-
ben über zwei Milliarden Menschen Zugang zum Internet. Das er-
gibt die perfekte Gelegenheit für Firmen, die diese Technologien 
meistern, mit Hilfe von Software ihre Mitbewerber hinter sich zu 
lassen und ganze Wirtschaftszweige zu revolutionieren.

Warum Software die Welt regiert
Mark Andreessen, der Gründer von Netscape, veröffentlichte 

2011 im «Wall Street Journal» einen Aufsatz mit dem Titel «Why 

«Die Digitalisierung,  
die wir heute erleben, ist 
eine revolutionäre und 
nicht mehr evolutionäre 
Veränderung aller  
Wirtschaftssektoren.»
Matthias Kaiserswerth
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tert per Softwareupdate – über Nacht und nicht mit einem Werk-
stattbesuch verbunden – die Fähigkeiten seiner Autos. Das kann 
ein Maschinenbauer natürlich nicht so einfach machen. Doch 
auch er kann seine Kunden beispielsweise dabei unterstützen, 
Energie zu sparen oder den Verschleiss zu reduzieren – durch bes-
sere Analyse und Einstellung der Einsatzparameter seiner Ma-
schinen. Auch er kann also eine Softwaredienstleistung anbieten, 
die immer wieder Möglichkeiten zur Verbesserung bietet.

Die Orientierung hin zu Dienstleistungen, die mit neuen Ge-
schäftsmodellen einhergehen, bringt einiges an Umstellung mit 
sich. Es reicht nicht mehr aus, das technisch beste Produkt zu ha-
ben, sondern man muss dieses mit entsprechenden Dienstleistun-
gen wie etwa intelligenter Wartung oder einem Pay-per-use-Zah-
lungsmodell anbieten. Ausserdem drängt sich ein völlig neuer 
Umgang mit Wissen und Transparenz auf. Will man einem Kun-
den quasi automatisiert Zugriff auf die Fertigungsfähigkeiten der 
eigenen Fabrik geben, braucht dies einiges an Wissenstransfer. 
Kunden müssen ihre Baupläne digital einreichen, das Angebot 
wird automatisiert und damit auch einsehbar, der Kunde wird je-
derzeit wissen, wo genau sich seine Bestellung im Fertigungspro-
zess befindet. Das ist für viele Unternehmen irritierend, betrach-
ten sie doch historisch ihre Kalkulation als schützenswertes Be-
triebsgeheimnis. 

Hier zeigt sich besonders deutlich die Notwendigkeit eines 
Kulturwandels. Die Innovationsgeschwindigkeit hat sich durch 
die Digitalisierung enorm beschleunigt. Was Unternehmen – vor 
allem stark von Ingenieuren dominierte Firmen – noch lernen 
müssen, ist, sehr viel mehr als bisher mit externen Partnern zu-
sammenzuarbeiten. Nur durch Kollaborationen lässt sich fehlen-
des Expertenwissen ausgleichen, und man gelangt sehr viel 
schneller ans Ziel, als das alleine je möglich gewesen wäre.

Dieses Umdenken wird nicht von selbst stattfinden, das ist 
Aufgabe des Verwaltungsrats und der Unternehmensführung. 
Leider sind dort bislang nur sehr wenige Informatiker vertreten, 
die mit neuen, allenfalls disruptiven Ideen Einfluss nehmen könn-
ten. Das ist neben dem anspruchsvollen Kulturwandel die zweite 
Herausforderung – vor allem für ein kleines Land wie die Schweiz: 
Wie findet man gut ausgebildete Softwareingenieure? In der 
Schweiz werden in fünf Jahren etwa 30 000 Informatiker fehlen. 
Da sich der internationale Wettkampf um diese Talente noch ver-
schärfen wird, täte die Bildungspolitik gut daran, hier rasch auf 
sämtlichen Ebenen Ausbildungskompetenzen und -angebote zu 
schaffen. Unsere Jugend muss lernen, die IT nicht nur zu nutzen, 
sondern auch kreativ damit Neues zu schaffen (siehe Seite 78).

Nur wenn wir diese Herausforderungen jetzt angehen, wer-
den wir unseren Wohlstand aufrechterhalten können – nicht 
trotz, sondern dank der Digitalisierung. Wenn also die plötzlich 
erwachte Faszination für das Phänomen nicht nur in Google-Re-
cherchen, Diskussionsrunden und Strategiepapiere mündet, son-
dern zu raschen und mutigen Entscheiden anspornt, dann kann 
man sich über den Hype nur freuen. �

zeichnet sich durch eine völlig neue Herangehensweise aus. Wäh-
rend unsere Mentalität darauf ausgerichtet ist, Bestehendes in-
krementell zu verbessern, zielt das Silicon Valley darauf, mit soft-
waregetriebenen Innovationen die Welt radikal auf den Kopf zu 
stellen. «Move fast and break things», bringt Facebook-CEO Mark 
Zuckerberg das Motto seines Unternehmens auf den Punkt. Noch 
im Jahr 2011 waren an der New Yorker Börse vier der fünf wert-
vollsten Unternehmen Ölfirmen; im vergangenen Jahr waren es 
nur noch IT-Firmen.

Und die Schweiz?
Der Branchenverband ICT Switzerland hat 2016 eine Scorecard 

(digital.swiss, siehe Seite 55) zur Digitalisierung der Schweiz er-
stellt. Darin wird deutlich, dass wir zwar im Bereich der Infrastruk-
tur, der regulatorischen Rahmenbedingungen und unserer allge-
meinen Innovationsfähigkeit auf guten Grundlagen aufbauen, hin-
sichtlich der Anwendung jedoch noch viel Potenzial haben.

Ein Beispiel ist unsere Uhrenindustrie, die zu grossen Teilen 
den Trend zu Smartwatches ignoriert hat und nun nicht nur we-
gen der Exportkrise leidet, sondern auch, weil sie keine neuarti-
gen Angebote entwickelt hat. So hat Apple – quasi aus dem Stand 
– mit seiner Watch die grossen Marken unserer Uhrenindustrie 
hinsichtlich Umsatzes schon lange überholt. Bedenkt man nun, 
dass wir nur zwei Arme haben, an denen wir überhaupt eine Uhr 
tragen können, so hat man hier eine Gelegenheit verpasst. Wenn 
sich unsere Volkswirtschaft auch in der digitalen Zukunft be-
haupten will, dann ist es höchste Zeit, sich mit den Möglichkeiten 
der zweiten Phase der Digitalisierung auseinanderzusetzen. Un-
sere Unternehmen sind gefordert, an einer Strategie zur Digitali-
sierung zu arbeiten und diese rasch umzusetzen, um mit Experi-
menten im Markt Erfahrung zu sammeln.

Auch die Politik zeigt sich bislang noch zögerlich. Unser Bun-
desrat hat 2016 ein Strategiepapier zur digitalen Schweiz vorge-
legt. Nur ist diese Strategie zurzeit leider eher eine Auslegeord-
nung als eine Vision. Man wünschte sich doch deutlich mehr digi-
talen Gestaltungswillen – insbesondere in jenen Bereichen, in de-
nen Steuermittel oder staatlich regulierte Gebühren ausgegeben 
werden, wie etwa im Gesundheitswesen, in der Landwirtschaft, in 
den Schulen oder in der Verwaltung selbst.

Die Schweiz muss diese gewisse Mutlosigkeit überwinden, 
wenn sie ihr Potenzial nutzen will. Ausserdem muss sie sich jetzt 
zwei drängenden Herausforderungen stellen, die beide weniger 
mit Technologie als mit Menschen zu tun haben: Es braucht einen 
Kulturwandel in den Unternehmen, und es braucht eine Idee, wie 
wir genügend Fachkräfte ausbilden und anziehen können.

Dienstleistung statt Materie
Eine wichtige Voraussetzung für den Erfolg ist ein Kulturwan-

del in Schweizer Firmen, der sich an der Agilität der modernen 
Softwareindustrie orientiert. Diese versteht ihre Produkte als 
Dienstleistung, die kontinuierlich aktualisiert wird. Tesla erwei-



58

DOSSIER  SCHWEIZER MONAT 1045  APRIL 2017  

2 �Update für die Demokratie
Civic-Tech-Firmen entwickeln Software, die Bürger politisch mitbestimmen lässt.  
Die Idee ist vielversprechend – doch einfach ist der Weg nicht.

von Adrienne Fichter

stimmen zu können, müsse man entweder sehr viel Geld haben 
oder sein ganzes Leben der Politik verschreiben. Ein paar wenige 
Menschen entschieden täglich über Fragen, die eigentlich viele 
Bürger betreffen, und gewählt werde nur alle vier Jahre. Wer sich 
in einer Partei engagieren wolle, müsse erst jahrelang ausharren, 
bis er mitentscheiden dürfe. «Wir schlagen uns als Bürger des  
21. Jahrhunderts mit Institutionen aus dem 19. Jahrhundert und 
Informationstechnologie aus dem 15. Jahrhundert herum», so 
Mancini. «Wir können zwar unsere Entscheidungsträger wählen, 
sind aber aus dem Entscheidungsprozess selber völlig ausge-
schlossen.» In der Schweiz mit ihren direktdemokratischen Inst-
rumenten ist das etwas anders, doch dazu später mehr. 

Um Mitbestimmung geht es auch einem weiteren bekannten 
Unternehmer der Civic-Tech-Szene – Adam Jacoby, Gründer von 
MiVote in Melbourne. Für Jacoby ist der erstarkende Populismus 
in vielen Ländern Zeichen einer tiefen Demokratiekrise. Die Wäh-
ler seien anfällig für populistische Strömungen, weil sie viel zu 
wenig entscheiden dürften, ist er überzeugt. Warum sollen Wäh-
ler nicht über die Ratsgeschäfte der beiden Kammern informiert 
werden und mitbestimmen, wenn es doch technisch möglich ist? 
Das Programm MiVote will diese Möglichkeit schaffen. Jacoby hat 
dafür eine eigene Partei gegründet, die in den Parlamentswahlen 
im November 2018 drei Senatssitze erringen will. Die bei MiVote 
registrierten Nutzer haben bei jeder neuen Frage die Wahl zwi-
schen vier politischen Positionen. Erreicht eine der Optionen die 
Mehrheit von 60 Prozent der Stimmen, reichen die MiVote-Politi-
ker entsprechende Vorstösse ein. Die Abgeordneten werden da-
mit nur noch als Vollzugsvollstrecker ihrer Wähler benötigt. Das 
ist durchaus gewollt. Auch dazu gleich mehr.

Pia Mancini und Santiago Siri hatten 2012 genug. Die Politik-
wissenschafterin und der Softwareentwickler waren frustriert 

davon, wie Politik in ihrem Land, in Argentinien, im 21. Jahrhun-
dert immer noch funktioniert. Gewählte Parlamentarier müssen 
keine Rechenschaft ablegen, Wahlversprechen werden nicht ein-
gehalten und Geldflüsse zwischen Wirtschaft und Politik sind  
intransparent. Tatsächlich bewertet Transparency International 
Argentinien mit einem Korruptionsindex von nur 36 von 100 – die 
Heimat von Papst Franziskus, Fussballer Lionel Messi und Eva 
Perón gehört damit wie viele lateinamerikanische Staaten zu den 
korrupteren der Welt. Mancini und Siri, damals 25 und 26 Jahre 
alt, beschlossen zu handeln. 

Sie entwickelten eine Plattform, die es Bürgern ermöglicht, 
über alle politischen Geschäfte mitzuberaten: DemocracyOS. Jede 
Argentinierin, jeder Argentinier im Stimmalter kann sich in dem 
Onlineprogramm registrieren und danach eigene Anliegen plat-
zieren oder sich in bestehenden Diskussionsgruppen äussern. In-
zwischen verwendet Argentiniens Regierung DemocracyOS offi-
ziell als Instrument für den Bürgerdialog. Nicht nur diese. In Tu-
nesien gestaltete die Bevölkerung damit eine neue Verfassung. 
Und die Regierung Mexikos bezog die Bevölkerung mit Democracy 
OS in die Entwicklung eines neuen Datenschutzgesetzes mit ein. 
Mancini und Siri erfahren jeweils nur zufällig, wo ihre Software 
eingesetzt wird – sie ist Open Source, das heisst, als Quellcode für 
jeden im Netz verfügbar.

Hohe Kosten für Partizipation
Mancini und Siri gelten als die Rockstars der weltweiten Ci-

vic-Tech-Bewegung. Civic Tech ist der Begriff für eine wachsende 
Zahl von Start-ups, viele davon Nonprofit, die neue Instrumente 
zum politischen Engagement erarbeiten. Darunter sind beispiels-
weise Plattformen zur Partizipation wie DemocracyOS oder die 
australische MiVote, Kampagnenseiten wie Change.org oder Dis-
kussionsforen wie Pol.is aus Seattle. Sie alle haben zum Ziel, die 
wachsende Kluft zwischen Bürgern und Establishment in Demo-
kratien abzubauen. 

Heute seien die Kosten politischer Partizipation extrem hoch, 
sagte Pia Mancini 2014 in einem Ted-Talk1. Um politisch mitbe-

Adrienne Fichter
ist Politikwissenschafterin und freie Tech-Journalistin.

1 Pia Mancini: How to upgrade democracy for the Internet era. Video, Okt. 2014. 
Quelle: https://www.ted.com/talks/pia_mancini_how_to_upgrade_democracy_
for_the_internet_era



setzt Machine-Learning-Mechanismen ein, die bei Debatten zwi-
schen Nutzern die Distanz zwischen verschiedenen politischen 
Meinungen errechnen und darstellen – das Ergebnis ist ein Stim-
mungsbild über alle vorhandenen Meinungscluster. Danach wird 
offline weiterverhandelt. Offenbar mit Erfolg: in Taiwan wird die 
Software dank der neu gewählten Digitalministerin Audrey Tsang 
nun von der Regierung für alle Politikbereiche eingesetzt. Mit  
Pol.is haben beispielsweise mehrere Tausend interessierte Bür-
ger, Vertreter der Taxibranche und Sharing Economy über den 
Markteintritt von Uber debattiert und gemeinsam einen gesetzli-
chen Kompromiss verabschiedet.

«Demokratie ist keine Benutzeroberfläche»
Die wichtigsten Initiativen der Civic Tech stammen alle aus 

Staaten, die nur die repräsentative Demokratie kennen. Die 
Schweiz bietet mit ihren obligatorischen und fakultativen Refe-
renden ihren Bürgern deutlich mehr Mitbestimmungsrechte. 
Doch erstens kämpft auch die Schweiz mit einem Problem, das 
beispielsweise MiVote lösen will: das binäre Ja/Nein-Modell bei 
Referenden, das die Stimmbevölkerung nur für oder gegen fertig 
geschnürte Pakete stimmen lässt und das regelmässig heftige Fol-
gediskussionen über die genauen Prioritäten der Bürger nach sich 
zieht. Zweitens ist eine direkte Demokratie nach dem Schweizer 
Modell nicht das erstrebenswerte Ziel der Civic-Tech-Pioniere. 
Die Bevölkerung soll nicht selektiv, sondern permanent mitbe-
stimmen. MiVote und DemocracyOS reduzieren gewählte Politi-
ker bewusst auf die Rolle von Handlangern; die Entscheidungs-
kompetenzen von Legislative und Exekutive sollen längerfristig 
verringert werden. Nach Meinung von MiVote-Gründer Adam Ja-
coby braucht es keine politischen Parteien mehr, die ganze Welt-
anschauungsprogramme anbieten. Demokratie soll nonideolo-
gisch und pragmatisch funktionieren. 

Genau in diesem Anspruch liegt der grösste Schwachpunkt 
mancher Civic-Tech-Ideen. Ihr Drängen auf mehr bürgerliche 
Mitbestimmung ist zeitgemäss und richtig und kann in vielen 
Ländern ein Katalysator für überfällige Reformen sein. Doch so 
visionär ihre Ziele auch sind: Staats- und Politikkonzepte werden 
in den Vorstellungen der Civic-Tech-Pioniere stark vereinfacht. 
«Demokratie ist keine Benutzeroberfläche, bei der in regelmässi-
gen Abständen ein effizienzsteigerndes Update möglich ist», 
schreibt der Politikwissenschafter Adrian Lobe im Magazin «Ci-
cero». «Demokratie ist eine zähe und langwierige Veranstaltung, 
von Werthaltungen, von Meinungen, die konsensorientiert und 
lösungsorientert sind.» Lobe warnt – nicht zu Unrecht – vor tech-
nokratischen Utopien in der Politik. 

Es spricht wenig dagegen, Behörden und Verwaltung nutzer-
freundlicher zu gestalten (siehe Seite 70). Doch Algorithmen und 
Codes sollten den Staat stärken, nicht ersetzen. Tun sie das doch, 
machen die Civic-Tech-Unternehmer genau das, was sie selber 
Facebook & Co. vorwerfen: mit Algorithmen die Demokratie ab-
schaffen. �

Die Civic-Tech-Unternehmer zielen also nicht primär auf 
Wahlkämpfe oder klassische Parteien. Sie zielen dorthin, wo die 
alltäglichen politischen Entscheide fallen, die alle Bürger betref-
fen: während der Legislaturperiode im Parlament oder direkt in 
den Verwaltungen. Damit leisten sie nach eigener Ansicht Pio-
nierarbeit. Denn die Tech-Industrie, so die Haltung, hat bislang 
darin versagt, ihre Macht und ihr Know-how zugunsten einer bes-
seren Politik einzusetzen. 

Filterbubbles statt Demokratie
Das Silicon Valley habe in den letzten Jahren hunderte Milli-

arden Dollar investiert, um von Handel über Kommunikation bis zu 
Tourismus und Transport eine ganze Reihe von Branchen zu ver-
bessern, schrieb der Gründer der Petitionsplattform Change.org, 
Ben Rattray, nach der US-Wahl in einem furiosen Essay auf  
Medium.com. Doch weniger als 0,01 Prozent der Milliardeninves-
titionen seien eingesetzt worden, um die Demokratie zu verbes-
sern. Und von dem, was in die Politik investiert wurde, sei das 
meiste in politische Werbung geflossen. «Wir hätten eine bessere 
Demokratie gebraucht», schrieb Rattray, «stattdessen bekamen 
wir besseres Ad-Targeting.»

Rattray spielt damit auf die Werbeeinnahmen von Facebook, 
Twitter und Google an. Diese Plattformen bieten derzeit – ohne 
das je so geplant zu haben – die zentralen Bühnen für politische 
Debatten im Netz. Das hat in der Vergangenheit zwar die Demo-
kratie belebt: Facebook und Twitter haben sich als Mobilisie-
rungsinstrument zur Vernetzung von Gleichgesinnten bewährt, 
wie der Arabische Frühling oder Occupy Wallstreet gezeigt haben. 
Unbeachtete Anliegen von Minderheiten und Formen der Diskri-
minierung rückten ins Rampenlicht. Die Bewegungen #Black
livesmatter oder der #Aufschrei als Protest gegen Rassismus und 
Alltagssexismus zeugen davon. 

Doch zu einer tatsächlich besser funktionierenden Demokra-
tie tragen die Geschäftsmodelle der Unternehmen langfristig 
nicht bei. Im Gegenteil: Micro-Targeting bei Werbekampagnen 
und polarisierende Filteralgorithmen führen dazu, dass Bürger 
immer mehr in ihren jeweils eigenen politischen Realitäten leben 
und mit gezielter Propaganda gefüttert werden. 2016 war das Jahr 
der Filterblasen, Bots, Twitter-Exzesse und Falschnachrichten. 
Spätestens seit der Wahl von Donald Trump zum US-Präsidenten, 
der Omnipräsenz der teilweise offen aggressiven «Alt-Right»-Be-
wegung sowie Hinweisen auf gezielte Einflussnahme aus Russ-
land ist eine breite Öffentlichkeit auf die Unzulänglichkeit der so-
zialen Netzwerke aufmerksam geworden.

Die Civic-Tech-Unternehmer haben aus dieser Erfahrung ge-
lernt. «Auf Social Media befinden sich nie alle relevanten Teilneh-
mer zu einem bestimmten Thema zur selben Zeit im selben 
Raum», sagt Colin Megill, Gründer des Start-ups Pol.is aus Seattle. 
«Auf Facebook schreien alle durcheinander, niemals kann so ein 
Konsens entstehen.» Pol.is hat eine Plattform entwickelt, die ge-
nau diese Konsensfindung im digitalen Raum möglich macht. Es 
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Microtargeting – auf individuelle Empfänger zugeschnittene In-
formationsversorgung. 

Wie der Terminus vermuten lässt, handelt es sich beim Micro
targeting um eine Technik, die nicht nur im Marketing, sondern 
auch in den weltweit laufenden Informationskriegen und Desin-
formationskampagnen genutzt wird. Schon in den 1940er Jahren 
wurde von Kybernetikern wie Vannevar Bush und Norbert Wiener 
die Idee formuliert, Systeme durch angepasste Rückkopplungs-
prozesse, Feedbackschlaufen, Informationskreisläufe zu steuern. 
Klassisches Beispiel ist das Thermostat, das die Temperaturdaten 

Cambridge Analytica war bis vor wenigen Monaten eine eher 
obskure, ursprünglich aus London stammende Marketing-

firma, die damit warb, sowohl für Donald Trump als auch für die 
Brexit-Kampagne psychologiebasierte Big-Data-Techniken einge-
setzt zu haben. Was die Firma dabei wirklich getan und geleistet 
hatte, wird nun weltweit kontrovers diskutiert – u.a. weil mein 
Kollege Mikael Krogerus und ich im Dezember 2016 einen Artikel 
über das Unternehmen in der Zeitschrift «Das Magazin»1 veröf-
fentlicht hatten, der zum meistgelesenen deutschsprachigen 
Text des Jahres 2016 im Netz wurde. Anfang März hat nun die 
britische Datenschutzbehörde ICO angefangen, die Brexit-Kam-
pagne von Cambridge Analytica zu untersuchen. Der Verdacht 
steht im Raum, dass persönliche Daten widerrechtlich verwendet 
wurden – um Wähler zu beeinflussen. Das Verfahren hat erst be-
gonnen, eines aber steht bereits fest: die Firma ist zum Inbegriff 
einer digitalen Manipulationstechnik geworden, die nicht nur 
viel weiter verbreitet ist, als bisher in der Öffentlichkeit wahrge-
nommen wurde, sondern auch den bisherigen demokratischen 
Prozess untergraben könnte. Die Rede ist vom sogenannten  

Hannes Grassegger
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Wie der neue digitale Wahlkampf funktioniert. 

von Hannes Grassegger

1 Mikael Krogerus und Hannes Grassegger: «Ich habe nur gezeigt, dass es die 
Bombe gibt». Web: https://www.dasmagazin.ch/2016/12/03/ich-habe-nur- 
gezeigt-dass-es-die-bombe-gibt/
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des Thermometers empfängt und gegebenenfalls die Heizung an-
passt, falls der vom Menschen eingestellte Sollwert nicht erreicht 
ist. Bald schon sahen andere Forscher, dass man ähnlich auch 
Wirtschaft und Staat steuern könnte. 1949 baute der Ökonom 
William Phillips – späterer Erfinder der Phillips-Kurve – einen 
Analogcomputer, der durch einen regelbaren Wasserkreislauf die 
Geldwirtschaft Grossbritanniens simulierte. 1971 experimentierte 
Salvador Allende mit einem Informationsnetzwerk namens Cy-
bersyn zur Echtzeitsteuerung der chilenischen Planwirtschaft. 
Etwa gleichzeitig wurden in der ökonomischen Theorie die theo-
retischen Grundzüge der Spieltheorie und der psychologiebasier-
ten Verhaltensökonomik formuliert, die sich mit der individuel-
len Verhaltenssteuerung durch berechenbare Anreizsysteme be-
schäftigten. 

Psychologisches Microtargeting im Stil von Cambridge Ana-
lytica vereint diese beiden Ansätze: Individuen sollen durch einen 
speziell für sie hergestellten Informationskreislauf gezielt zu 
Handlungen bewegt werden. Dabei kann es sich um eine Kaufent-
scheidung handeln, aber auch um eine politische Wahl. Das Ver-
fahren ähnelt dem von Händlern auf arabischen Basaren: Diese 
sind dafür bekannt, anhand von Details in Bewegung, Kleidung, 
Ausdruck und Sprache der Basarbesucher deren Herkunft, Inter-
essen und Zahlungsbereitschaft so gut einschätzen zu können, 
dass sie Kunden viel Geld abnehmen und fast jedes Produkt ver-
kaufen können. Auf einem Basar zahlt deshalb jeder Besucher sei-
nen ganz persönlichen Preis für ein Produkt – ganz anders als Be-
sucher eines westlichen Kaufhauses. 

Der Basarhändler arbeitet auf Einzelfallbasis, und Allendes 
Sozialisten mussten noch mit Telegrafensystemen vorliebneh-
men – die heutigen Technologien erlauben nun erstmals eine Um-
setzung dieser Verfahren im grossen Stil, quasi in Echtzeit und auf 
Distanz, also auch mit Menschen, die man nie gesehen, ge-
schweige denn je getroffen hat. 

Data-Mining
Grundlage dafür ist die massenhafte Verbreitung von digita-

len Empfangs- und Sendegeräten, wie Laptops, Smartphones oder 
sensorisierten, also «smarten» Haushaltsgeräten. 2012 besassen 
48 Prozent aller Schweizer ein Smartphone, heute sind es 78 Pro-
zent. Auf derartigen Geräten nutzen wir Programme, mittels derer 
wir unsere Innenwelt abbilden: Wir verzeichnen unsere Gedan-
ken und Gefühlszustände, Aufenthaltsorte und sozialen Bezie-
hungen, unseren Körperzustand – via Mails, Chatnachrichten, so-
ziale Netzwerke, Computerspiele oder Fitnessapps. Aber auch 
unsere vernetzten Autos, Zahnbürsten mit Bluetooth, Kinder-
spielzeuge mit Cloudfunktion – alles erhebt, speichert, sendet un-
sere Daten. Was früher auf Papier in Stasi-Ordnern endete, steht 
heute per Kopie potenziell jederzeit überall bereit. Persönliche 
Daten haben deshalb Geldwert angenommen: «Gratisdienste» 
zahlen wir, indem wir unsere Eigentumsrechte an Daten übertra-
gen. In schnell wegklickbaren Allgemeinen Geschäftsbedingun-

gen stimmen wir diesem Geschäftsmodell beinahe täglich zu. Das 
Ergebnis ist ein explodierender Bestand an Daten, manche irrele-
vant, aber einige auch für bestimmte Zwecke besonders wertvoll.

Data Broker
In unserer Reportage «Ich habe nur gezeigt, dass es die Bombe 

gibt» beschreiben Mikael Krogerus und ich, wie Cambridge Ana-
lytica versuchte, an einen Datensatz der Universität Cambridge zu 
gelangen, in dem Facebook-Likes von Millionen von Menschen 
gespeichert sind. Als das bekannt wurde, zwang Facebook die 
Firma, diese Daten zu löschen, also musste Cambridge Analytica 
neue Quellen suchen. Wo wurden die Mitarbeiter der Firma fün-
dig? Bei sogenannten Data Brokern (dt. Informationsvermittlern), 
Grosshändlern von persönlichen Daten. Bei diesen kauft man bei-
spielsweise Informationen über Clubmitgliedschaften, Einkaufs-
verhalten, Zeitungsabonnemente, Religionszugehörigkeiten, 
Grundbesitz, Kontaktdaten, Profilinformationen von sozialen 
Netzwerken usw. Data Broker existieren sowohl in den USA wie 
auch in Europa. Manche, wie Acxiom, sind milliardenschwere glo-
bale Unternehmen. Im Kern versuchen Data Broker alle erhältli-
chen Informationen zu Individuen zu sammeln – und zusammen-
zuführen. Sie funktionieren wie private Geheimdienste: Man 
kann bei Data Brokern in den USA ziemlich einfach die Adressen 
aller Bürger, die statistisch beispielsweise als Muslime oder Juden 
eingeschätzt werden, kaufen. Da die zugrunde liegenden Daten 
aufgrund der Gratisdatenwelt oft frei kursieren, sind derartige 
Datensätze für wenige Cents pro Person erhältlich. Oft existieren 
Mindestmengen von etwa 10 000 Kontakten bei der Abnahme. 
Ähnlich, aber aufgrund der Datenschutzgesetze in geringerem 
Umfang funktioniert es auch in Deutschland und in der Schweiz, 
Adresslisten von Personen mit bestimmten Eigenschaften zu er-
werben. Es ist beispielsweise nicht mehr besonders schwierig, 
wohlhabende «ZEIT»-Abonnentinnen in Hamburg ausfindig zu 
machen. 

Profiling & Analytics
Während die zugrunde liegenden Datensätze zu einzelnen 

Aspekten der Personen oft «anonymisiert» sind, lassen sie sich so 
zusammenführen, dass sich im Resultat das digitale Abbild einer 
Person ergibt, ein sogenanntes Profil. Dabei sucht man bestimmte 
Übereinstimmungen in Datensätzen – oft findet man so schnell zu 
Echtnamen. Aus einem möglichst vollständigen Aggregat kann 
man nun versuchen, Interessen oder auch politische An- und Ab-
sichten zu erkennen. Gesucht werden Muster in grossen Daten-
mengen, die es ermöglichen, aus vorderhand völlig andersartigen 
Informationen beispielsweise politische, sexuelle oder religiöse 
Eigenschaften zu ermitteln. So lässt sich beispielsweise aus den 
Orten, zwischen denen sich ein Mensch bewegt, leicht sein unge-
fähres Einkommen schätzen. Ähnlich lassen sich Persönlichkeits-
faktoren wie Ängstlichkeit oder Offenheit beispielsweise aus vor-
derhand wenig aussagekräftigen Handy- oder Social-Media-Da-
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ten ziehen – und anschliessend der statistische Zusammenhang 
solcher Eigenschaften mit Parteivorlieben errechnen –, um 
schliesslich zu entscheiden, bei welchen Typen es sich am meis-
ten lohnen würde, sie anzusprechen, um sie beispielsweise für 
eine Wahl zu gewinnen. Weil es in den USA öffentliche Wählerlis-
ten mit Namen und Adressen gibt, können dort Datensätze leich-
ter deanonymisiert werden als etwa in der Schweiz. 

Targeting
In Donald Trumps Kampagne wurden die republikanischen 

Wahlhelfer über Apps informiert, wo sie potenzielle Wechsel-
wähler antreffen könnten und über welche Themen sie mit ihnen 
reden sollten. So wurden auch individualisierte Postzusendungen 
erstellt. Niemand ist von diesem System ausgeschlossen, auch 
Menschen, die glauben, offline zu sein, sind irgendwo digital ver-
zeichnet. 

Die meisten Daten sammeln aber weiterhin soziale Netzwerke 
wie Facebook, wo man sich heute bereits über Werbeplattformen 
einloggen und sich aussuchen kann, wen man wie und wann errei-
chen will. Sie wollen weibliche Pendler morgens im Zug nach Zü-
rich ansprechen? Kein Problem: Facebook hat diese Informatio-
nen längst gesammelt (das Unternehmen nutzt nicht nur eigene 
Daten, sondern kauft auch bei Data Brokern fehlende dazu). Wie 
die Botschaft an die Adressaten genau auszusehen hat, damit sie 
wirksam werden kann, ist klassisches Werbehandwerk – bei dem 
man natürlich alle psychologischen Erkenntnisse nutzen kann. 

Aufgrund der Zielgenauigkeit von Ad-Targeting können auch 
miteinander in Kontakt stehende Gruppen gezielt und gleichzeitig 
angesprochen werden: Arbeitskollegen, Nachbarn, Freundes-
kreise. Im Optimalfall entsteht so eine 1:1-Ansprache, der Kandi-
dat spricht direkt seinen Wähler an. Es geht dabei auch nicht nur 
um Bilder und klassische Werbebotschaften, denn auch «Fake 
News», nachrichtenähnliche Texte, lassen sich derart designen 
und an Mann oder Frau bringen. Viele Medienhäuser bieten heut-
zutage an, Werbebotschaften im Nachrichtenstil unter eigenem 
Namen zu verfassen; man nennt das dann «Native Advertising». 
Diese Inhalte unterscheiden sich nur durch kleine Hinweise von 
journalistischen Texten; ungeübte Mediennutzer sehen keinen 
Unterschied. 

Wie wirksam das Targeting mit Bild, Ansprache oder Native 
Advertising ist, lässt sich messen. Facebook erkennt, welcher 
Anteil der Empfänger eine gewisse Anzeige anklickt, wie lange 
sie sie betrachteten, wie oft sie sie weiterleiteten und so weiter. 
Vieles davon erfährt der Werbende, um anschliessend seine 
Massnahmen anpassen zu können. Ähnlich die Rückläufe bei 
verschiedenartig gestalteten Spenden- oder Unterschriftenauf-
rufen, die testweise zwei ähnlichen Vergleichsgruppen zuge-
spielt werden. So fliessen immer neue Daten ins System, es ent-
steht eine Art Kreislauf. Politische Kandidaten erfahren heutzu-
tage so fast in Echtzeit, welche Schlüsselwörter bei einer Rede 
beispielsweise besondere Wirkung entfalten – und können dem-

entsprechend agieren. Der politische Kandidat wird so zur simp-
len physischen Verkörperung und zum Sprachrohr eines stetig 
dazulernenden Optimierungsmechanismus. So funktioniert di-
gitaler Populismus. Das US-Wahljahr war golden für Facebook. 
Aber auch in totalitären Systemen lässt sich mit solchen Techni-
ken gutes Geld verdienen. 

Limits
Inwieweit welche Targetingverfahren wirklich effektiv sind, 

wie weit sie real verwendet werden, welche Art von Profil erstellt 
wird – all das ist von aussen nicht mit Sicherheit zu sagen. Hinter 
verschlossenen Türen von privaten Unternehmen und politi-
schen Kampagnenleitungen lässt sich die Wahrheit gut verste-
cken. Cambridge Analytica beispielsweise hat sich einerseits als 
«Supercharger» der Brexit-Kampagne Leave.EU präsentiert – an-
dernorts aber die Zusammenarbeit mit Leave.EU an sich abge-
stritten. Je mehr recherchiert wird zum Thema, desto mehr verwi-
ckelt sich das Unternehmen in Widersprüche – und desto klarer 
wird damit, dass unsere Daten von Unternehmen gekauft werden 
können, denen man kaum vertrauen kann. Es verwundert deshalb 
kaum mehr, dass die Mutterfirma von Cambridge Analytica auch 
im Militärbereich arbeitet und beispielsweise ein Psy-Ops Center 
für die Nato aufbaut. 

Was tun in diesem Zusammenhang die Gesetzgeber? Die 
vorderhand klar wirkenden rechtlichen Grenzen der EU-Daten-
schutz-Grundverordnung jedenfalls scheinen sich durch 
«Offshore»-Ansiedlungen umgehen zu lassen. Cambridge Ana-
lytica stammt eigentlich aus London, hiess dort SCL Elections, 
gründete sich aber im US-Steuerparadies Delaware unter ande-
rem Namen neu. Anschliessend trat man in Grossbritannien 
dann als US-Firma auf – und ermöglichte wohl ein «laserschar-
fes Targeting», wie es Leave.EU-Financier Arron Banks auf der 
Leave.EU-Seite nannte. Auch für Fachleute ist es in solchen Fäl-
len nicht einfach zu erkennen, welche Normen bezüglich Daten-
schutz angewendet werden sollen. Im Zweifelsfall tanzt man 
durch stetige Neuentwicklungen den Gesetzgebern einfach auf 
der Nase herum. 

Für Big-Data-Firmen wie Cambridge Analytica mag sich der 
EU-Austritt Grossbritanniens als Glücksfall erweisen, da so einige 
der härtesten Datenschutzstandards weltweit für sie wegfallen 
könnten. Zudem ist im Anschluss an die US-Wahl bekanntgewor-
den, dass die neue US-Administration überlegt, die Datensätze 
und darauf basierenden Marketingmethoden als Regierungsmit-
tel zu nutzen. Cambridge Analytica hat Büroräume gegenüber 
dem Weissen Haus angemietet, und der Profilingservice Palantir 
unterstützt Donald Trump bei der Bekämpfung der Immigration. 
Langsam wird erkennbar, dass eine neue Herausforderung für die 
Demokratie entsteht: die vielschichtige, aber doch gemeinsame 
öffentliche Wahrnehmung wird gezielt atomisiert. Auch dafür 
gibt es einen Namen, man kennt ihn aus der Welt der Computer-
spiele: virtuelle Realität. �
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4 �Gruss, Operation Libero
Die liberale Bewegung beeinflusst mit ihrem Online-Campaigning  
die politischen Debatten im Netz – und bringt junge Menschen an die Urne.  
Wie schafft sie das?

von Silvan Gisler und Adrian Mahlstein

eine Art soziale Welle: Die Reichweite der Inhalte nimmt expo-
nentiell zu. Dies erlaubt es Operation Libero, sehr schnell sehr 
viele Leute zu informieren und zu mobilisieren. Diese Mobilisie-
rung, in Kombination mit ansprechenden Facebook-Posts und 
«Targeting» – die Möglichkeit, Posts und Nachrichten spezifisch 
auf Zielgruppen anzupassen –, verleiht der Onlinekommunika-
tion Flügel. Die Menschen, die unsere Inhalte und Botschaften 
teilen, sind also entscheidend: Sie wirken als Multiplikatoren.

Dass man messen kann, wie gut das funktioniert, ist einer der 
grossen Vorteile beim Online-Campaigning: Während die Wirk-
samkeit von Offlineaktionen schwer messbar ist (und meist erst, 
wenn es zu spät ist), wimmelt es online von Indikatoren zu Erfolg 
und Misserfolg der eigenen Kampagne. Online kann man messen, 
optimieren, verbessern, anpassen. Was die Technikskeptiker für 
problematisch halten, da sie nicht selten glauben, dass sich Men-
schen dergestalt lenken und für dumm verkaufen lassen, ist tat-
sächlich eine Art Wettbewerb der Ideen, in dem sich die beste 
durchsetzen kann. Menschen sind schliesslich keine Handpuppen 
oder Automaten. Die Gewissheit, wann und wieso ein Inhalt viral 
geht, gibt es nicht. Wir müssen bei jeder Kampagne wieder neu 
herausfinden, wie und womit man die Welle in Bewegung setzen 
kann. Das bedeutet: testen, optimieren, testen, optimieren. 

Noch nie waren die Möglichkeiten, audiovisuelle Inhalte zu 
kreieren und zu verbreiten, so vielfältig und einfach. Noch nie gab 
es so viel Material. Noch nie veränderten sich die Kommunikations-
wege der Gesellschaft so rasant wie heute. Wer also den Anschluss 
nicht verlieren will – und wer auch über die veränderten Online- 
realitäten die Menschen erreichen will! –, sollte lernen, die neuen 
Möglichkeiten zu nutzen, statt sich vor ihnen zu fürchten. �

Die beste Technologie nützt nichts ohne Inhalt und ohne Men-
schen. Die Umstellung vom Pony-Express auf Telegraf wäre 

unnütz gewesen, hätte niemand Botschaften versenden wollen. 
Technologie liefert nur die Mittel zum Zweck, auch im Campaign
ing. Mittel, die durch Social Media erschwinglicher und zahlrei-
cher werden: Posts statt Plakate, Petition statt Megaphon, Fakten-
Checks statt Extrablätter, Livestreams statt «Zischtig-Club». Wir 
lernten, diese Mittel zu nutzen. Das bedeutet vor allem: Wir set-
zen darauf, dass Menschen unsere Inhalte und Botschaften teilen. 

Jahrelang dominierten die Verheissungen der Moderne die 
gesellschaftliche Stimmung, neue Technik wurde umarmt, gefei-
ert, rasant verbessert. Doch die Zeiten scheinen vorbei, nun herr-
schen die Apokalyptiker. In Zeiten, da selbst Bill Gates eine Robo-
tersteuer fordert, empfinden viele die technischen Errungen-
schaften von morgen als Bedrohung: für die Gesellschaft, die Um-
welt, den Arbeitsplatz. So lässt sich erklären, dass aktuell mehr 
über Gefahren als über Möglichkeiten neuer Techniken geredet 
wird – gerade wenn es um Kommunikation, Social Media und Be-
einflussung von Menschen geht. Zu Recht?

Der Hysterie kann man mit guten Gründen entgegentreten. 
Facebook-Posts und Tweets sind keine Bomben. Es sind die Flyer 
des 21. Jahrhunderts an den Stammtischen der Zukunft. Und 
Campaigner sind keine weisen Zauberer oder schwarzen Magier, 
sondern eher Handwerker, die schlicht ihr Werkzeug beherrschen 
– mal zum Guten, mal auch zum weniger Guten. 

Der Motor des Online-Campaignings ist eine komplexe Kon
struktion verschiedener Zusammenhänge, und die Schlüsseltech-
nik dabei ist – trotz all dem Hype rund um Social Media – das gute 
alte Mailing. Sämtliche Inhalte und Botschaften, die wir via Twit-
ter, Facebook oder Sofort-News kommunizieren, beinhalten ei-
nen Aufruf, beispielsweise: «Unterzeichne unseren Appell für das 
Chancenland Schweiz.» Dazu muss es natürlich eine Webseite ge-
ben, auf der Interessierte jenen Appell unterschreiben können. 
Anschliessend bekommen die Unterschreibenden eine Nachricht, 
in der sie wiederum aufgefordert werden, den Appell weiterzulei-
ten, ihn zu teilen oder unsere Sache per Crowdfunding zu unter-
stützen. Wir nehmen also Sache, Technik und Unterstützer ernst 
– und halten letztere dazu an, das auch selbst zu tun. So entsteht 
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ist bald einmal ein Teil unserer Persönlichkeit erfasst und damit 
sichtbar. Mit dem illegalen Zugriff via Daten-CDs oder, nunmehr 
vertraglich und gesetzlich geregelt, via den automatischen Infor-
mationsaustausch über Bankkonten geschieht Ähnliches mit dem 
finanziellen Profil unserer Persönlichkeit. Alle unsere physischen 
oder auch virtuellen Tätigkeiten hinterlassen erfassbare Spuren 
quasi zum Nulltarif. Spuren, Spürchen, Mini- und Mikrospürchen, 
einzeln zuallermeist völlig irrelevant.

Es bleibt aber nicht dabei. Nebst dieser Datenerfassung zum 
Quasi-Nulltarif gibt es neu die sozusagen grenzenlose Verarbei-
tung zu ebenfalls enorm tiefen Kosten. Wer auch immer auf wel-
chen Wegen auch immer zu welchen Daten auch immer gelangt 
ist, kann damit anstellen, was immer er will. Er kann die Daten ag-
gregieren, segmentieren und personifizierte Profile herstellen. 

Die moderne Informationstechnologie verändert unsere öko-
nomische Wirklichkeit fundamental. Sie hat die traditionell 

hohen Kosten und Hürden zur Datenhandhabung abgeschafft. 
Der Mensch wird heute fast kostenfrei und grenzenlos vermessen. 
Das schafft potenziell enorme Effizienzgewinne – vom persönli-
chen Bewegungsverhalten über medizinische Betreuung und ur-
banen Verkehr bis zum Städtebau kann alles optimiert werden. 
Doch der Fortschritt hat seinen Preis: mit der Dauervermessung 
überlassen Bürger Daten zu ihrem gesamten Verhalten überge-
ordneten Organisationen. Das macht die Digitalisierung zu einer 
Frage der Macht. 

Es beginnt dort, wo Informationen entstehen, das heisst, wo 
ein Wissenszustand in einen neuen gewandelt wird. Zum Beispiel, 
wenn wir uns durch eine Personenschleuse eines Flughafens be-
geben. Name, Bild, gegebenenfalls unser Nacktscan, die Daten un-
seres Mobiltelefons samt allen Kontakten und Nachrichten, die 
Inhalte unseres Laptops, der Füllstand der Zahnpastatube, die 
Marke des Deodorants – alles kann erfasst werden. Wenn wir eine 
E-Mail schreiben, können Stichwörter, aber auch ganze Inhalte 
erfasst werden. Wenn wir uns in den Social Media bewegen, dann 

Konrad Hummler
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sind, den Datenstand zu jedem Zeitpunkt in der Vergangenheit 
wieder vollumfänglich darzustellen. Die moderne Informations-
technologie hat mit anderen Worten nach den Hindernissen von 
Distanz oder Datenmenge viele Hürden der zeitlichen Dimension 
auch noch beseitigt. Es geht grundsätzlich nichts mehr vergessen, 
alles kann laufend wiederhergestellt werden. Das Gedächtnis ist, 
auf individueller wie auf kollektiver Ebene, unendlich geworden.

Ein Mosaik, das uns abbildet
Irgendwo im Netz, mit unbekannten Zugriffsmöglichkeiten 

berechtigter und weniger bis gar nicht berechtigter Instanzen, 
liegt eine Vielzahl mehr oder weniger vollständiger Mosaiken. 
Diese Mosaiken bilden uns ab, beschreiben uns, liefern Anhalts-
punkte über unser Verhalten, über unsere mutmassliche Denk-
weise und über unsere Präferenzen. Im Gegensatz zu den echten 
Mosaiken, wie man sie von Ravenna oder von der Hagia Sophia 
her kennt, sind es aber nicht leblose Standbilder, sondern Filme, 
dynamische Entwicklungsromane. Zugeordnet sind die Mosaiken 

Man nenne zum Beispiel in einigen E-Mails mehrere Male die Stich-
wörter «Ferien», «Sandstrand» und «Palmen», und siehe da, bald 
einmal mehren sich die Werbebanner für Destinationen wie Mauri-
tius, Malediven und Miami. Ob das, aus übergeordneter Sicht, gut 
oder schlecht ist, sei vorderhand einmal dahingestellt. Ich will le-
diglich festhalten: das und sehr viel mehr ist möglich und findet 
statt. Ob wir eine Suchmaschine, einen E-Mail-Anbieter oder eine 
Onlinezeitung benutzen, laufend werden die von uns generierten 
Daten erfasst und verarbeitet und für jegliche Zwecke «veredelt».

Aber auch dabei bleibt es nicht. Vielmehr ist auch die Speiche-
rung solchermassen erfasster und verarbeiteter Information zu 
ebenfalls tiefsten Kosten möglich. Moderne Speichermedien, ob 
physisch zu Hause zur Datensicherung beim eigenen PC oder vir-
tuell in der «Cloud», der nirgends zu ortenden Gigabyte-Wolke, 
können ganze Bibliotheken problemlos wegstecken und wieder 
hervorzaubern. Die Programme zum Wiederauffinden von Infor-
mation werden immer raffinierter und komfortabler. Mittlerweile 
hat man es mit regelrechten Zeitmaschinen zu tun, die in der Lage 

«Es graut einen vor der immer  
rasanter wachsenden globalen  
Müllhalde von individuellen  
Belanglosigkeiten.»
Konrad Hummler
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entweder der Internetprotokolladresse unserer elektronischen 
Geräte oder aber dank Kreditkartenzahlungen und elektroni-
schem Banking, in vielen Fällen dank Fotos und ab Mobiltelefo-
nen kopierten Kontakten durchaus auch unserem persönlichen 
Namen und unserer Wohnadresse. Die Mosaiken haben nicht nur 
eine dritte, zeitliche Dimension, sondern bilden zusätzlich gleich 
auch noch unser Beziehungsnetz ab. Sie lassen sich zu übergeord-
neten Grossmosaiken, zu Beziehungsclustern sozusagen, ver-
knüpfen. Die heutigen Rechner haben ohne weiteres die Kapazi-
tät, daraus extrem realitätsnahe Modelle für kleinere oder grös-
sere Teile der Gesellschaft herzustellen. 

Wirklich säkulare Potenz erlangt die moderne Informations-
technologie indessen erst durch die algorithmische Rekombina-
tion der enorm problemlosen, kostengünstigen Erfassung, der 
ebenso billigen Verarbeitung und der Wiederherstellungsmög-
lichkeiten sozusagen zum Nulltarif. Das ist «Big Data». Die Konse-
quenzen dieser Revolution im Bereich der Informationstechnolo-
gie auf Gesellschaft, Wirtschaft und Kultur sind enorm. Es wäre 
aber allzu einseitig und auch etwas trivial, lediglich die bedrohli-
che Seite («Big Brother», «Orwell 1984», «Brave New World») zu 
nennen. Jeder technische Fortschritt ist Janus-köpfig. 

Es ist viel die Rede davon, dass wir in der schönen neuen Welt 
der modernen IT-Applikationen alles Mögliche und Unmögliche 
«gratis und franko» erhalten. Die neuste Fluglinien-App, die Wet-
ter-App, die ganze Geographie der Welt auf Karte und Satelliten-
bild, verschiedenste Messenger-Services, das neuste Betriebssys-
tem von Apple und so weiter und so fort. Autos können bei gleich-
bleibenden Preisen immer mehr, ebenso die Maschinen und Anla-
gen der Industrie oder die Softwarepakete im Dienstleistungssek-
tor. Von Milton Friedman jedoch haben wir gelernt: «There is no 
such thing as a free lunch.»

Welchen Wert haben meine Daten?
Es ist meines Erachtens klar, wo der Preis für so viel elektro-

nisch erzeugtes Wohlbefinden liegt: in der Überlassung privater 
Daten an eine übergeordnete Organisation, die solche Daten sam-
melt. Gewiss, man kann diese Überlassung zu vermeiden versu-
chen. Allerdings kommt man nicht sehr weit, wenn man die sehr 
zahlreichen und sehr klein gedruckten Nutzungsbestimmungen 
von Softwarepaketen nicht akzeptieren will. Man kann selbstver-
ständlich durch vorsichtiges Agieren auch einen Teil des Daten-
verkehrs abschneiden. Nur: ohne beispielsweise die Ortungs-
dienste eines Smartphones aufgeschaltet zu haben, verzichtet 
man just auf einen wesentlichen Teil des gewährten Wohlbefin-
dens. Also macht man wohl oder übel mit, im Wissen darum, mit 
privaten Bewegungsdaten und sehr viel anderem Teil der Daten-
bewirtschaftung geworden zu sein.

Daten sind zur Tauschware geworden. Sehr viele Transaktio-
nen, wo Leistung normalerweise in Geldwerten entschädigt 
würde, erfolgen im Barter-Verfahren «Ware gegen (künftige) Da-
ten». In gewisser Hinsicht ersetzen also Daten das Geld, und das in 

immer umfangreicherem Stil beziehungsweise in einem Masse, 
das längst volkswirtschaftliche Relevanz erlangt hat. Wir fragen 
uns in diesem Zusammenhang, wie Notenbanken – an sich auch 
der gesamte Bereich der Geschäftsbanken – über diesen Teil der 
Wirtschaft nachdenken, der sich jenseits der Geldwirtschaft ih-
rem Zugriff entzieht. Wie beziffern sie deren Wert? Und wie spie-
gelt er sich in den traditionellen Berechnungen von Bruttoin-
landsprodukt und Wachstum? Kurz: welchen Wert haben unsere 
Daten eigentlich? Ein Umrechnungskurs für die Barter-
«Währung» künftiger Daten existiert nicht. Wenn wir an die letz-
ten Firmentransaktionen, etwa zwischen WhatsApp und Face-
book oder LinkedIn und Microsoft, denken, dann handelt es sich, 
in aggregiertem Zustand allerdings, um Milliardenwerte. Unser 
privates Datenhäuflein wäre dann ein Teil dieses Milliardenwerts.

Immerhin. Nun ja, anderseits hat man ja doch seine Zweifel, 
wofür das alles gut sein soll, wenn auf riesigen Datenfriedhöfen 
beispielsweise festgehalten wird, zu welchem Zeitpunkt man vor-
letzte Woche den Zürcher Bahnhofplatz überquerte und wann 
man zum letzten Mal ein Bildlein seiner Enkel mit «so herzig» 
kommentierte. Was soll denn eigentlich all der Quatsch? Weshalb 
gibt es jemanden, der mir für solche Belanglosigkeiten eine für 
mich wertvolle Software überlassen will? Der mitlauschende Ge-
heimdienst entschädigt den Datenaggregator ja mutmasslich 
nicht – oder wenigstens nicht adäquat. Wohl lässt sich mittels Big-
Data-Methoden viel Aggregiert-Relevantes und in zunehmendem 
Masse auch viel Individuell-Relevantes, zum Beispiel allfällige 
Bombenbaupläne oder meine Präferenzen für Markenjeans, aus 
dem Datenberg herausfiltern. Dennoch graut es einen vor der im-
mer rasanter wachsenden globalen Müllhalde von individuellen 
Belanglosigkeiten. Die damit generierten Werbeeinnahmen recht-
fertigen die Kosten für die Datensummierungswut jedenfalls noch 
nicht. Handelt es sich bei der Abgeltung realen Mehrwerts durch 
die Überlassung von Daten nur um ein vorübergehendes Phäno-
men, das später wieder einmal durch geldwerte Leistungen er-
setzt wird? Oder wird die Barter-Währung Daten fortan Teil unse-
rer wirtschaftlichen Existenz bilden? 

Viele dieser Fragen lassen sich noch nicht beantworten. Sie 
sind aber relevant, denn schliesslich geht es um Macht. Macht 
nämlich, dank höchstem granularem Verständnis für die Abläufe 
in Wirtschaft und Gesellschaft die nächsten Perioden vorauszuse-
hen und deshalb immer zur richtigen Zeit mit der richtigen Menge 
zum richtigen Preis zur richtigen Stelle zu sein: idealtypische Dis-
krimination auf der Zeitachse der Zukunft. Dann wäre quasi 
marktwirtschaftlich erreicht, woran die Tausenden und Abertau-
senden von Beamten im Ostblock immer arbeiteten und was sie 
nie erreichten: eine Art Planwirtschaft. Das Uber-Fahrzeug, zu 
Stosszeiten und bei Regen deutlich teurer als sonst, aber stets in-
nert Sekunden zur Stelle, gibt uns einen Vorgeschmack auf eine 
Welt, in der sich dank zu vernachlässigender Informations- und 
Transaktionskosten alles immer zur richtigen Zeit in der richtigen 
Menge einstellt. �



70

DOSSIER  SCHWEIZER MONAT 1045  APRIL 2017  

Der Name Bitcoin steht sowohl für die entsprechende Block-
chain beziehungsweise das entsprechende Zahlungssystem als 
auch für die Währung in diesem System und deren Werteinheit. 
Die Bitcoin-Blockchain kann mit einem Handelsbuch verglichen 
werden, in welchem in chronologischer Reihenfolge Betrag, Zeit-
punkt sowie Absender und Empfänger jeder Transaktion ersicht-
lich sind. Im Gegensatz zum Handelsbuch ist die Bitcoin-Block-
chain öffentlich einsehbar. Sie wird über das Internet verteilt und 
jedermann kann eine Kopie davon speichern. Die Bitcoin-Block-
chain bildet die Eigentümerkette von Bitcoins in einer öffentlich 
zugänglichen Datenstruktur ab. Das Recht, einen Bitcoin-Betrag 
auszugeben, wird in kryptographischen Schlüsseln gespeichert, 
so dass Bitcoins auf jedem Computer, Smartphone oder sogar auf 
einem Blatt Papier gespeichert werden können. Auch Zahlungen 
sind mit Bitcoin direkt von Person zu Person (Peer-to-Peer) 
schnell und günstig sowie ohne Intermediär möglich. Insofern 
kommt das System ohne Geschäftsbanken aus. Deren traditio-

Vielen Menschen ist die Blockchain bekannt als die Technolo-
gie hinter Kryptowährungen wie Bitcoin. Doch das System 

hat noch viel mehr Potenzial – es kann bestehende Institutionen 
ergänzen oder gar teilweise ersetzen. Das bringt mit sich, was die 
Digitalisierung oft nach sich zieht: eine Verschiebung von Macht 
weg von zentralen und vermittelnden Instanzen hin zu sich selber 
organisierenden Bürgern. Doch noch gibt es offene Fragen.

Zunächst zur Geschichte und Funktionsweise der Block-
chain: sie beginnt mit dem Grundlagenpapier «Bitcoin: A Peer-
to-Peer Electronic Cash System». Dieses wurde im November 
2008 von Satoshi Nakamoto veröffentlicht, wobei bis heute nie-
mand weiss, wer hinter diesem Pseudonym steht. Dem Aufsatz, 
der die Funktionsweise von Bitcoin beschreibt, folgte schon An-
fang 2009 die konkrete Umsetzung mit dem Start von Bitcoin, 
der ersten und bisher erfolgreichsten Blockchain. «Be your own 
bank» bringt die Vision der Blockchain-Pioniere auf den Punkt. 
Der Slogan verweist auf die Möglichkeiten der ersten Anwen-
dung einer Blockchain, nämlich als Währung und Zahlungssys-
tem ohne Intermediäre. Auf dem Höhepunkt der Finanzkrise 
galt der Slogan auch als Aufforderung, von diesen Möglichkeiten 
Gebrauch zu machen und die Macht der traditionellen Instituti-
onen im Finanzsystem zu brechen. 

Christian Jaag
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Die Technologie setzt etablierte Institutionen  
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nelle Rollen als sicherer Ort zur Aufbewahrung von Vermögen 
und als Zahlungsverkehrsinstitut sind damit obsolet.

Algorithmen statt Notenbanker
Die Blockchain kann also – und damit sind wir wieder beim 

Anfang – langfristig etablierte Institutionen in Frage stellen. Ne-
ben den Geschäftsbanken spielen im bestehenden Finanzsystem 
auch die Zentralbanken eine wichtige Rolle: Sie sollen insbeson-
dere die Preisstabilität gewährleisten. Dabei haben sie einigen 
Spielraum. Dieser erfordert ein Vertrauen der Wirtschaft in die 
Kompetenz und Integrität der Entscheidungsträger der Geldpoli-
tik, ihre Währung nicht durch übertrieben grosszügige Geld-
schöpfung abzuwerten. Bei Bitcoin und anderen Kryptowährun-
gen wird die Geldmenge mit einem Algorithmus gesteuert, der 
fester Bestandteil des Gesamtsystems ist. Damit ist die Geldpolitik 
regelgebunden und Vertrauen ist nur in die Regeln der Mathema-
tik und die Programmierung des Systems notwendig. Letztere ist 
im Fall von Bitcoin durch den offenen Quelltext vollkommen 
transparent. 

Die Blockchain kann also sowohl traditionelle Geschäftsban-
ken als auch Zentralbanken ersetzen – und selber als neue Art von 
Institution angesehen werden. Als solche ist sie eine besonders 
wertvolle Alternative in Ländern, in denen die traditionellen In
stitutionen des Finanzsystems versagen. Stabile Währungen und 
der Zugang zu vertrauenswürdigen Banken sind weltweit eher 
eine Ausnahme als die Regel. Ein grosser Teil der Weltbevölke-
rung hat keinen Zugang zu einem formalen Finanzinstitut und zu 
einer Kreditkarte. Damit ist auch der Zugang zu einem grossen 

Teil der Weltwirtschaft verschlossen. Kryptowährungen, die ohne 
formale Institutionen auskommen, können hier Abhilfe schaffen 
und einen Beitrag zur «Financial Inclusion» leisten. 

Die Bitcoin-Blockchain und ihre Klone – weil der Bitcoin-
Quellcode öffentlich zugänglich ist, sind daraus bereits mehrere 
hundert eigenständige Kryptowährungen entstanden – sind aller-
dings nur die erste Anwendungsstufe der Blockchain (vgl. Abbil-
dung). Ihr Potenzial ist damit aber bei weitem noch nicht ausge-
schöpft. 

Plattform für Eigentumsrechte
Der Wert von Bitcoin und anderen Kryptowährungen ist sehr 

volatil: 2016 bewegte er sich zwischen 350 und 980 Franken. Je 
nach Anwendung sind sie deshalb als eigenständige Zahlungsmit-
tel noch wenig geeignet. Die zweite Anwendungsstufe der Block-
chain besteht deshalb darin, die einzelnen Werteinheiten («To-
ken») als Repräsentanten anderer Güter zu interpretieren (soge-
nannte «Smart Property»). Ein Beispiel für dieses Konzept sind 
«Colored Coins»: Genauso wie eine Banknote den grössten Teil 
ihres Werts erst durch die Färbung eines Stücks Papier erhält, 
kann auch ein bestimmter Bruchteil eines Bitcoins durch dessen 
«Farbe» einen definierten Wert erhalten – zusätzlich zum Wert 
des Bitcoins selbst, der bei einem kleinen Bruchteil allerdings ver-
nachlässigbar ist. 

Das bringt eine Reihe interessanter Anwendungsmöglichkei-
ten mit sich. Beispielsweise kann ein Token eine Aktie repräsen-
tieren. Der Eigentümer dieses Token gilt auch als Eigentümer der 
entsprechenden Aktie, und das Eigentum kann durch eine Bit-
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Abbildung: Anwendungsstufen der Blockchain

Dritte Stufe: Smart Contract
Dezentrale Ausführung von Applikationen und Verträgen

Zweite Stufe: Smart Property
Dokumentation und Transfer von Eigentum an  
digitalen Werteinheiten, die andere (reale) Güter  
und Assets repräsentieren

Erste Stufe: Kryptowährungen
Dokumentation und Transfer von Eigentum  
an digitalen Werteinheiten

123

Notariat
Gericht

Grundbuch
Einwohnerregister
Wertschriftenregister

Geschäftsbank
Zentralbank

72



73

SCHWEIZER MONAT 1045  APRIL 2017  DOSSIER

coin-Transaktion übertragen werden. Durch eine solche «Tokeni-
zation» können (Eigentums-)Rechte mit geringen Transaktions-
kosten verbrieft und gehandelt werden. Das lässt neue Märkte 
entstehen, stellt aber weitere öffentliche oder staatliche Instituti-
onen in Frage: Aktien des US-amerikanischen Unternehmens 
Overstock sind bereits auf der Bitcoin-Blockchain (statt im Regis-
ter einer zentralen Depotbank) abgelegt. Ähnlich funktionieren 
Versuche in Honduras und Georgien, das Grundbuch auf einer 
Blockchain abzulegen.

Auch grosse Finanzinstitute haben die Technologie für sich 
entdeckt und arbeiten an Lösungen, um mit ihr das Interbanken-
Clearing zu vereinfachen und zu beschleunigen. Die dazu verwen-
deten Blockchains sind nicht öffentlich, so dass der Zugang dazu 
kontrolliert und gesteuert werden kann. Solche Systeme verzich-
ten auf die vollständige Dezentralisierung und damit auch die Re-
silienz und Zensurfreiheit einer offenen Blockchain. Verglichen 
mit anderen Datenstrukturen oder -banken erlauben sie einen ra-
schen Geschäftsverkehr mit tiefen Transaktionskosten: Der Ver-
zicht auf Intermediäre erlaubt es Finanzmarktteilnehmern, Kos-
ten zu senken sowie Clearing- und Settlementprozesse zu be-
schleunigen. Damit können sie ihr Eigenkapital reduzieren und 
ihre operationellen Risiken senken. Gleichzeitig ist mit der zen
tralen Verwaltung und der Zugangskontrolle die Einhaltung regu-
latorischer Vorgaben einfacher, da Transaktionen massgeschnei-
dert abgewickelt, vor den Konkurrenten verborgen und gleichzei-
tig gegenüber Aufsichtsbehörden dokumentiert werden können.

Solche Anwendungen motivieren auch Staaten dazu, die Zen-
tralbank in die Welt der Blockchain einzubinden. Wenn ein Wert-
papierverkauf auf einer Blockchain abgewickelt und in Schweizer 
Franken bezahlt werden soll, muss der Käufer den Kaufpreis be-

gleichen, indem er Guthaben von seiner Hausbank an die Bank 
des Verkäufers überweist. Die Übertragung des Frankenbetrags 
erfolgt anschliessend zwischen den beiden Banken über die beste-
henden Kanäle des Zahlungsverkehrs. Das ist langsam und teuer. 
Wenn aber die Nationalbank in die Blockchain eingebunden wäre, 
könnte sie Notenbankgeld schaffen, das direkt auf der Blockchain 
überwiesen wird. Der Käufer eines Wertpapiers könnte dann sol-
che Krypto-Schweizer-Franken mittels Blockchain an den Ver-
käufer übertragen. Die Übertragung des Wertpapiers und des 
Geldbetrags könnte so simultan abgewickelt werden und der Be-
darf an Intermediation durch die beiden Banken entfiele. 

Diesbezüglich sind verschiedene Staaten der Schweiz voraus. 
Tunesien, Senegal, Benin und Togo planen bereits, ihre Landes-
währungen als Kryptowährungen auszugestalten. Die Bank of 
England und die Bank of Canada machen sich ebenfalls öffentlich 
darüber Gedanken und die Schwedische Reichsbank arbeitet 
schon an einer «E-Kroner». Auch Luxus- und Handelsgüter wer-
den bereits auf Blockchains registriert, so dass sich deren Eigen-
tümer- und Wertschöpfungskette transparent nachverfolgen 
lässt. Beispielsweise verfolgt Dubai das Ziel, bis 2020 sämtliche 
Import- und Exportprozesse auf einer Blockchain abzubilden.

Diese Beispiele zeigen, wie die Blockchain bestehende Instituti-
onen ergänzen, teilweise ersetzen, aber möglicherweise nicht voll-
ständig überflüssig machen kann. All diesen Anwendungen ist 
nämlich gemeinsam, dass sie zusätzlich zur Blockchain, wo die Ei-
gentumsrechte abgelegt sind, eine Institution benötigen, welche 
die virtuelle Werteinheit mit dem physischen Gut oder der traditio-
nellen Währung verknüpft, gewissermassen als Brücke zwischen 
der virtuellen und der physischen Welt. Sie muss sicherstellen und 
dafür einstehen, dass letztere tatsächlich existieren und dem Ei-

«Die erhöhte Transparenz  
von Transaktionen auf einer  
Blockchain ermöglicht es  
dem Staat, detailliert Rechen­
schaft über seine Tätigkeit  
abzulegen, und bemächtigt  
seine Bürger, diese auch  
einzufordern.»
Christian Jaag
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gentümer der virtuellen Geldeinheit gehören. Die Blockchain kann 
also einzelne Aufgaben bestehender Institutionen, beispielsweise 
des Aktienregisters, des Grundbuchs oder des Einwohnerregisters, 
übernehmen, diese aber nicht vollumfänglich ersetzen.

In einem kürzlich erschienenen Bericht kommt die britische 
Regierung zum Schluss, dass die Blockchain für den Staat die 
Grundlage schaffe, Betrug, Korruption, Fehler und die Kosten pa-
pierbasierter Prozesse zu reduzieren. Sie habe das Potenzial, die 
Beziehung des Staats und seiner Bürger bezüglich Datenaustau-
sches, Transparenz und Vertrauens neu zu definieren. Die erhöhte 
Transparenz von Transaktionen auf einer Blockchain ermöglicht es 
dem Staat, detailliert Rechenschaft über seine Tätigkeit abzulegen, 
und bemächtigt seine Bürger, diese auch einzufordern.

Nicht nur Güter lassen sich auf einer Blockchain registrieren, 
sondern auch Personen. So können Identitäten und Zugangs-
rechte zu digitalen Diensten verwaltet werden. Estland basiert 
seine Infrastruktur für digitale Identitäten auf eine Blockchain. So 
können seine Bürger ihre digitale ID für Schulzeugnisse, Abstim-
mungen, Steuererklärungen und ihr Testament sowie rund 3000 
weitere Anwendungen nutzen.

Intelligente Verträge 
Die dritte Anwendungsstufe der Blockchain ist ihre Nutzung 

als Plattform zur dezentralen Ausführung von Applikationen und 
Verträgen (sog. Smart Contracts). Dazu besonders geeignet ist die 
(neben Bitcoin) zweite grosse Blockchain «Ethereum». Sie erlaubt 
es, Verträge zu programmieren, die sich beim Eintreffen gewisser 
Ereignisse selbständig ausführen. So kann die Blockchain die 
Rolle von Notaren und Gerichten übernehmen, weil Verträge da-
mit theoretisch ohne Notwendigkeit einer Auslegung program-
miert und automatisch beglaubigt werden können.

Die Idee von Smart Contracts – und deren Grenzen – lässt sich 
eindrücklich am Beispiel von «dezentralen autonomen Organisati-
onen» (DAO) illustrieren. Eine DAO ist ein virtuelles Unternehmen, 
welches ausschliesslich als Code existiert und durch diesen gelenkt 
und geführt wird. Es besteht aus einem Zusammenspiel sich selb-
ständig durchsetzender Verträge. Eine der ersten DAO (selbstbe-
wusst «The DAO» genannt) wurde als Investmentgesellschaft kon-
zipiert, welche sich an Projekten finanziell beteiligen kann, die ihr 
von Dritten vorgeschlagen werden. Die dieser DAO zugrunde lie-
genden Smart Contracts wurden auf der Ethereum-Blockchain ab-
gelegt. Mit der ausschliesslichen Verwendung von Computercode 
und Smart Contracts, das heisst ohne weitere Statuten oder Or-
gane, erhoffte man sich, späteren Streit über die geltenden Regeln 
der Organisation und deren Auslegung vermeiden zu können. 

Das Unternehmen wurde von pseudonymen Eignern getra-
gen, welche sich durch den Kauf von Anteilen gegen Ether (der 
Kryptowährung auf der Ethereum-Blockchain) daran beteiligen 
konnten. In den ersten vier Wochen nach der Gründung der DAO 
im Frühling 2016 wurden Anteile im Gegenwert von über 150 Mil-
lionen Franken gezeichnet.

Doch bevor das erste Projekt regulär finanziert werden 
konnte, nahm die Erfolgsgeschichte der DAO im Juni 2016 ein jä-
hes Ende. Einem der Anteilseigner gelang es, rund ein Drittel des 
DAO-Vermögens auf eigene Konten abzuzweigen. Nur mit einer 
Regeländerung in der Ethereum-Blockchain gelang es, die ab-
handengekommenen Ether den ursprünglichen Eigentümern zu-
rückzugeben. Damit wurde die Irreversibilität von Transaktionen 
– eigentlich ein Grundprinzip der Blockchain – geopfert. Gleich-
zeitig wurde damit ein Systemteilnehmer (die DAO) als «too big to 
fail» eingestuft – ein Problem des traditionellen Finanzsektors, 
das man mit der Blockchain als entschärft geglaubt hatte. Zudem 
kann sowohl die Aktion des Angreifers als auch deren Rückab-
wicklung als Diebstahl betrachtet werden. 

Aktuelle Herausforderungen
Die Grenzen freier, offener und dezentraler Blockchains 

zeigen sich bereits in der ersten Anwendungsstufe, bei den 
Kryptowährungen. «Be your own bank» heisst auch, für das ei-
gene Geld selber verantwortlich zu sein. Weil sich manche nicht 
zutrauen, ihre Bitcoins auf dem eigenen Computer sicher aufzu-
bewahren, hat sich in den letzten Jahren ein weites Ökosystem 
an Dienstleistern entwickelt, welche die Nutzer in ihrem Um-
gang mit Kryptowährungen unterstützen. So sind verschiedene 
bankähnliche Institute entstanden, welche Kryptowährungen 
als Einlagen entgegennehmen und aufbewahren oder deren 
Tausch in traditionelle Währungen anbieten. Während das Bit-
coin-System aufgrund seiner Dezentralität extrem resilient ist 
und bisher sämtlichen Angriffen getrotzt hat, sind es solche In-
termediäre, deren Verletzlichkeit in der Vergangenheit wieder-
holt für negative Schlagzeilen gesorgt hat. Mybitcoin.com ist im 
Sommer 2011 mitsamt den Einlagen seiner Nutzer plötzlich ver-
schwunden – noch ohne ausserhalb der kleinen Bitcoin-Com-
munity grosses Aufsehen zu erregen. Der Kollaps von mtgox.
com, der damals grössten Plattform, auf der Bitcoins gegen an-
dere Währungen getauscht werden konnten, hat das Bitcoin-
System im Winter 2014 an den Rand des Abgrunds geführt. 
Mittlerweile hat es sich kommerziell erholt; das juristische 
Nachspiel dauert aber an. 

Dennoch: die Blockchain hat grosses Potenzial. Traditionelle 
staatliche und private Institutionen haben zwar auch in der 
Blockchain-Welt noch eine Existenzberechtigung. Deren wirt-
schaftliche und soziale Rolle wird sich aber fundamental verän-
dern, indem die Blockchain sie zu transparenteren und über-
prüfbaren Prozessen zwingen kann. Nach vielen Rückschlägen 
zeichnet sich ab, dass die Blockchain doch noch zu dem werden 
könnte, wofür sie ursprünglich erfunden wurde: für den Aus-
tausch von Werten und Identitäten das zu werden, was das In-
ternet für die Übermittlung von Informationen ist – eine trans-
parente und dezentral aufgebaute Plattform. Damit trägt sie 
auch zu einer weiteren Machtverschiebung bei: weg von den In
stitutionen und hin zu den Individuen. �
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7 �Meine eigene, magische Welt
Warum jedes Kind das Programmieren lernen sollte – ganz besonders jene, die Geschichten lieben.

von Linda Liukas

schult, dass es beim Stricken darum geht, eine Sequenz symboli-
scher Befehle voller Löcher auszuführen, und dass Russells Suche 
nach einer idealen Sprache zwischen Englisch und Mathematik 
im Innern von Computern ihre Erlösung findet. Ich hatte das Den-
ken einer Programmiererin. Es war mir nur nicht bewusst.

Die heutigen Kinder wischen, zoomen und tippen sich durch 
die Welt, aber wenn ihnen niemand beibringt, mit Computern et-
was zu bauen, bleiben sie Konsumenten, statt Gestalter zu wer-
den. Falls JavaScript die Lingua franca der nächsten Generation 
ist, sollten wir ihnen deren Poesie näherbringen, nicht die Gram-
matik unterrichten. Wenn wir es schaffen, bei Kindern eine neue 
Vorstellung davon zu wecken, was alles möglich ist, kann das die 
ganze Welt verändern. Disruption beginnt nicht mit Technologie. 
Sie beginnt mit Menschen, die eine Idee haben. 

Stellen Sie sich einmal vor, in unseren Stories über Erfindun-

gen kämen nicht immer nur Mittzwanziger aus dem Silicon Valley 

vor, sondern auch Schulmädchen aus Kenia oder norwegische Bi-

bliothekare. Stellen Sie sich vor, es gäbe rundherum kleine Ada 

Lovelaces, die in einer Welt voller Nullen und Einsen leben und 

die genau Bescheid wissen über die Macht, die Möglichkeiten und 

die Grenzen von Technik. Stellen Sie sich vor, dass die Tech-Welt 

launisch ist, wunderbar und ein wenig seltsam. Eine Welt, wie ich 

sie mir als Kind erträumte: man wacht am Morgen im Mumintal 

auf, streicht tagsüber durch die Wüstenplaneten von «Star Wars» 

und geht in Narnia zu Bett. Es ist nämlich so: für jemanden, der 

Phantasiewelten und Geschichten liebt, ist Programmieren der 

perfekte Beruf. Statt Geschichten erfinde ich ganze Welten aus 

Computercode. Er gibt mir die Macht, meine eigene kleine Welt 

mit ihren eigenen Regeln, Mustern und Anwendungen zu schaf-

fen. Ich schaffe sie aus dem Nichts, nur mit der puren Kraft der 

Logik. Schliesslich bin ich, immer noch, eine Dichterin. �

Der vorliegende Text, für den «Schweizer Monat» verfasst, basiert auf einem  
Vortrag der Autorin. Aus dem Englischen übersetzt von Olivia Kühni.

Computercode ist die neue weltumspannende Universalspra-
che. Die Bühne unserer Träume und unser Zugang zur Welt ist 

für meine Generation die Software. Aus diesem Grund ist es so 
wichtig, dass viel mehr unterschiedliche Menschen Computer 
nicht als etwas Langweiliges, Mechanisches und Einsames sehen, 
sondern als etwas, das sie anstupsen, mit dem sie rumspielen und 
das sie verändern können. 

Lassen Sie mich hier anfangen: Kleine Mädchen wissen noch 
nicht, dass Computer angeblich nichts für sie sind. Sie sind prä-
zise Menschen, sie können sich gut konzentrieren, sind extrem 
gut mit Geschichten, erzählen von sich, fragen sich, was wohl 
wäre, wenn, und sie – eben, sie wissen noch nicht, dass Computer 
angeblich nichts für sie sind. Die Eltern allerdings wissen es. Die 
Eltern sehen das Programmieren als eine Art esoterische Wissen-
schaft – voller Mysterien, für das Alltagsleben in etwa so relevant 
wie Kernphysik. Sie haben ja auch recht: Es gibt vieles, was man 
wissen müsste über Syntax, Kontrollflüsse, Datenstrukturen, Al-
gorithmen, Protokolle, Muster oder Anwendungen.

Entsprechend hatte ich kein Interesse an Computern, als ich 
zur Schule ging. Stattdessen malte ich mir immer neue Phantasie-
welten aus, konjugierte unregelmässige französische Verben, 
strickte Socken und studierte die Philosophie von Bertrand Rus-
sell. Und ich fand tatsächlich immer mehr, dass die Computerwelt 
einsam, langweilig und mechanisch sein musste. 

Wir bauen immer kleinere Computer. Wir legen Schicht für 
Schicht der Abstraktion zwischen Mensch und Maschine. Kindern 
bringen wir Biologie bei, erklären ihnen Verbrennungsmotoren 
oder wie man Astronaut wird. Fragen sie jedoch: «Linda, ist das 
Internet ein Ort?», Oder: «Was ist ein Bubblesort-Algorithmus?», 
oder: «Wie weiss der Computer, was er tun muss, wenn ich bei 
YouTube auf ‹play› klicke?» – dann werden wir stumm. «Es muss 
Magie sein», sagen die einen. «Zu kompliziert», sagen andere. 

Es ist aber weder noch. Es geht nur ausserordentlich schnell 
vor sich. Computerwissenschafter haben diese wunderschönen, 
erstaunlichen Maschinen für uns gebaut, aber sie haben sie auch 
so gebaut, dass sie uns fremd sind. Uns ist auch die Sprache fremd, 
die sie sprechen. Niemand erklärte mir, dass man sich mit dem 
Üben irregulärer französischer Verben auch in Mustererkennung 

Linda Liukas
ist Programmiererin und Autorin. Ihr Kinderbuch «Hello Ruby» und die  
dazugehörende App bringen Kindern spielerisch das Programmieren bei. 
Liukas ist Gründerin von «Rails Girls», das weltweit Programmier-Work­
shops für Mädchen und Frauen abhält. Mehr: http://www.helloruby.com/de
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8 �Warum Informatik an die  
Schulen gehört

Der Lehrplan 21 macht Informatik zum Schulfach.  
Das ist sinnvoll: die dort vermittelten Kompetenzen sind nicht nur wichtig für den Beruf,  
sondern für das ganze Leben. 

von Alain Gut

Wie das Werken oder Zeichnen fördert Informatik die Kreati-
vität. Sie ist darum, dies nebenbei, insbesondere auch für jene 
Schülerinnen und Schüler wichtig, die später einen kreativen Be-
ruf ausüben wollen. Gleichzeitig ist die Informatik auch ein tech-
nisch-konstruktives, also handwerkliches Fach. Ideen oder Kon-
zepte sind nur der Anfang, sie müssen jeweils auch umgesetzt 
werden und funktionieren. Kreatives Denken und konstruktives 
Handeln: damit nimmt die Informatik klassische und bewährte 
Bildungsziele der Schule auf, angepasst an die heutigen Anforde-
rungen unserer Gesellschaft.

3. Chancen für Beruf und Studium
Ein guter und anspruchsvoller Informatikunterricht bereitet 

schliesslich auch auf die Erfordernisse der Berufswelt vor. Einer-
seits legt er den Grundstein für allerlei Berufe, denn IT-Know-how 
braucht es heute fast überall. Andererseits öffnet er auch die Türe 
zu tatsächlichen Informatikberufen, die jungen Menschen viele 
Entwicklungsmöglichkeiten bieten.

Schülerinnen und Schüler können dafür begeistert werden, 
wenn sie lernen, dass Informatik Spass macht, sie kreativ sein 
können und dass die computerbezogenen Tätigkeiten vielfältige 
Anwendungsbezüge ermöglichen. Dass wir als Nebeneffekt allen-
falls sogar mehr Interessierte an MINT-Studiengängen (Mathe-
matik, Informatik, Technik und Naturwissenschaften) gewinnen 
können, wäre mehr als wünschenswert. Ein spannender Informa-
tikunterricht kann insbesondere auch Mädchen und junge Frauen 
überzeugen, sich für MINT zu begeistern.

Die digitale Intelligenz schulen
So viel zur Notwendigkeit von Informatik als Schulfach. 

Wichtig ist zu betonen, dass es beim Lehrplan 21 nicht nur um In-

Es brauchte einiges an Überzeugungsarbeit und an Diskussio-
nen, doch inzwischen ist es geschafft: das Modul «Medien und 

Informatik» ist Teil des Lehrplans 21. Die Kantone entscheiden 
seit gut zwei Jahren in eigener Kompetenz, ob und wie weit sie den 
landesweit harmonisierten Lehrplan und damit Informatikunter-
richt einführen werden. Es ist zu hoffen, dass sie diesen Schritt in 
die Zukunft wagen. Warum? Weil die Welt sich verändert hat. 

Informatik ist in bezug auf den Arbeitsalltag inzwischen  
zu einer essenziellen Erweiterung der Kulturtechniken Lesen, 
Schreiben und Rechnen geworden. Das Schulfach Informatik ver-
mittelt die entsprechenden Fähigkeiten, die junge Menschen 
heute brauchen. Darüber hinaus aber ermächtigt es Schülerinnen 
und Schüler auch, sich als aufgeklärte und kritische Bürgerinnen 
und Bürger in der heutigen Informationsgesellschaft zu bewegen. 
Nachfolgend die wichtigsten Argumente, warum Informatik an 
die Schulen gehört.

1. Computer sind längst Realität
Computer sind überall, ob sichtbar oder nicht. Schülerinnen 

und Schüler nutzen sie ständig – gute Beispiele sind Internet und 
Smartphones. Kinder haben in unserer hochtechnologisierten 
Welt einen grossen Klärungsbedarf für technische Phänomene. 
Dieser Realität muss sich die Schule stellen. 

Der Informatikunterricht muss eigene Erfahrungen ermögli-
chen, damit junge Menschen ein grundlegendes Verständnis für 
Technik und gesellschaftliche Zusammenhänge entwickeln kön-
nen. Nur wenn sie sich selber direkt mit ihnen auseinandersetzen, 
können Kinder die Möglichkeiten und Grenzen sowie Chancen 
und Risiken von modernen Informations- und Kommunikations-
mitteln verstehen. Und dies ist die Voraussetzung dafür, die Tech-
nik kompetent zu nutzen.

2. Kreativität und Handwerk
Unter Allgemeinbildung werden Themen verstanden, die für 

Kinder und Jugendliche im späteren Leben relevant sein werden 
und die über die reine Vermittlung von Fakten hinausgehen. Das 
trifft auf die Informatik zu: sie schult grundsätzliche Fähigkeiten, 
die für das Leben in der modernen Gesellschaft essenziell sind. 

Alain Gut
ist Direktor für den Geschäftsbereich Public bei IBM Schweiz.  
Er setzt sich in mehreren Kommissionen und Gremien für Informatik 
in der Bildung (u.a. bei ICTswitzerland, Swico, ICT-Berufsbildung 
Schweiz, SIZ AG und economiesuisse) ein.



nutzen. Die Förderung der Kompetenzbildung bei Lehrpersonen, 
die ihren Bildungs- und Erziehungsauftrag in einer digitalen Welt 
verantwortungsvoll erfüllen, muss daher als integrale Aufgabe 
der Ausbildung an Pädagogischen Hochschulen verstanden und 
über alle Phasen der Lehreraus- und -weiterbildung aufgebaut 
und laufend aktualisiert werden.

Dabei sollen die Herausforderungen des Lernens in einer digi-
talen Schulwelt für den Unterricht und für die individuelle Förde-
rung Beachtung finden. Lehrpersonen sollten in der Lage sein, die 
eigene Medienkompetenz kontinuierlich weiterzuentwickeln. 
Der Umgang mit technischen Geräten, Programmen sowie Lern- 
und Arbeitsplattformen, die Vernetzung verschiedener Gruppen, 
administrative Aufgaben sowie ein reibungsloser Einsatz der digi-
talen Medien im Unterricht und ein sicherer Umgang mit Daten 
müssen gewährleistet sein, um medienerzieherisch wirksame 
Konzepte zu entwickeln und den Erwerb von Kompetenzen für 
den Umgang mit digitalen Medien zu unterstützen.

Mögliche Bedenken in den Kantonen
Was könnte Kantone daran hindern, trotz dem im Lehrplan 

21 verankerten Lehrplan für «Medien und Informatik» Informa-
tik für alle Schülerinnen und Schüler in der Volksschule einzu-
führen? Häufig vorgebrachte Argumente sind nicht vorhandene 
Budgets für die vorschriftsmässige Einführung des Lehrplans 21 
generell und Medien und Informatik als neues Fach im Speziel-
len, fehlende Lehrpersonen mit entsprechender Aus- oder Wei-
terbildung, Anschaffungs- und Wartungskosten für notwendige 
Infrastrukturen, fehlende Lehrmittel oder einfach die Skepsis 
von Entscheidungsträgern in Politik und Verwaltung und bei der 
Lehrerschaft bezüglich der allgemeinen Notwendigkeit der In-
formatik.

Darauf ist zu sagen, dass Investitionen in Infrastruktur, Lehr-
mittel und in die Ausbildung und Unterstützung von Lehrkräften 
selbstverständlich Geld kosten. Führt man sich aber die Bedeu-
tung von Informatik-Know-how für den Beruf und allgemein ein 
selbstbestimmtes Leben vor Augen, so muss man zum Schluss 
kommen, dass der Verzicht auf diese Investitionen einen noch 
viel grösseren Preis hätte. 

Mit der Verankerung der Informatik im Unterricht werden 
nicht nur für den Alltag notwendige Fähigkeiten vermittelt. Schü-
lerinnen und Schüler erhalten einen Einblick in Wesen und intel-
lektuelle Errungenschaften der Informatik. Es wird ein Bewusst-
sein geschaffen für ihre Bedeutung und Rolle in der heutigen Ge-
sellschaft. Es ist zu hoffen, dass sowohl Bildungspolitiker aller 
Parteien, die Bildungsdirektionen, die Bildungsinstitutionen als 
auch die Lehrerschaft sich dessen bewusst sind – und gemeinsam 
dazu beitragen, allen Schülerinnen und Schülern eine zeitge-
mässe (Bildungs-)Zukunft zu ermöglichen. �

formatik im engeren Sinne geht, sondern auch um Medienbildung 
und interdisziplinäre Anwendungen in anderen Fächern. Der In-
formatikunterricht als Schlüsselelement muss dabei tägliche Er-
fahrungen in unserer technologisierten Welt in einen fachlichen 
Zusammenhang bringen. Die Informatik in der Schule stellt dabei 
wie auch die Mathematik ein wichtiges systemisches Element dar.

Interessant ist in diesem Zusammenhang eine Untersuchung 
der chinesischen Wissenschafterin Yuhyun Park. Sie hat acht Fä-
higkeiten («Digital Intelligence») identifiziert, die für Kinder rele-
vant sind, um sich in einer technologisierten Gesellschaft zu-
rechtzufinden1:

•	� «Digital Citizen Identity»: Fähigkeit, die digitale Welt zu  
verstehen, eine Online-Identität zu erstellen und diese online 
wie offline zu verwalten

•	� «Screen Time Management»: Fähigkeit, die Balance zwischen 
physischen und virtuellen Realitäten zu finden, Nebenwirkun-
gen vom Verbringen von zu viel Zeit am Computer zu erkennen, 
und Multitaskingfähigkeiten beim Einsetzen von digitalen  
Medien

•	�� «Digital Footprint Management»: Fähigkeit zu erkennen,  
welche Konsequenzen digitale Spuren im Internet haben  
können und was Onlinekommunikation bedeutet

•	� «Cyber Bullying Management»: Fähigkeit, digitale Medien  
sicher und verantwortungsbewusst einzusetzen, Erkennen  
und Vermeiden von Cybermobbing

•	� «Digital Empathy»: Fähigkeit, sich auch online in die Gefühle 
und Bedürfnisse der Mitmenschen einzufühlen und folgerich-
tig zu handeln und eine offene Kommunikation mit Eltern, 
Lehrpersonen und Freunden über das digitale Leben zu führen

•	�� «Critical Thinking»: Fähigkeit, zwischen glaubwürdigen und 
unglaubwürdigen Informationen zu unterscheiden sowie  
vertrauenswürdige und fragwürdige Onlinekontakte  
zu erkennen

•	� «Privacy Management»: Fähigkeit, alle persönlichen Daten 
richtig zu benutzen und sich wie auch andere Personen  
zu schützen

•	� «Cyber Security Management»: Fähigkeit, die eigenen Daten 
beispielsweise mit sicheren Passwörtern zu schützen und  
Cyberattacken zu erkennen

Diese notwendigen Fähigkeiten zeigen auf, wie anpassungsfä-
hig Lehrpläne heute sein müssen, damit rasch auf Veränderungen 
reagiert werden kann. Die Schule muss – zumindest im Informa
tikumfeld – lernen, damit umzugehen. Dies ermöglicht neue 
Chancen für alle Beteiligten. 

Wenn sich in der digitalen Welt die Anforderungen an die 
Schule nachhaltig verändern, dann muss neben der spezifischen 
Informatikvermittlung Medienbildung integraler Bestandteil aller 
Schulfächer werden (siehe Seite 80). Alle Lehrpersonen müssen 
über Medienkompetenz verfügen und digitale Medien in ihrem 
jeweiligen Fachunterricht professionell und didaktisch sinnvoll 
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Schule ist: Seit vier Jahren bekommen alle Schüler genau das. Mit, 
so viel vorweg, beeindruckenden Folgen. 

«New Classrooms» heisst das Konzept, das auf digitalisierte 
Lerneinheiten statt Frontalunterricht setzt, um jeden bei seinem 
Wissensniveau abzuholen. In einem riesigen Raum, der sich über 
ein ganzes Stockwerk erstreckt, lernen etwa neunzig Schüler Ma-
the an wechselnden Stationen: Die einen schauen Videos, die an-

New York im Jahr 2014. Die David-A.-Boody-Schule, benannt 
nach einem Bürgermeister Brooklyns aus dem 19. Jahrhun-

dert, macht von aussen einen freundlichen Eindruck. Das Ge-
bäude mit Klinkerfassade stammt aus den Dreissigerjahren, die 
knallrot gestrichene Eingangstür steht weit offen, die Buchs-
baumhecken sind gepflegt. Innen sieht die öffentliche Schule im 
Stadtteil Sheepshead Bay aus wie viele New Yorker Lehranstalten. 
Über den grün gestrichenen Fluren leuchten Neonröhren und die 
Böden sind fleckig. Wenn mit ohrenbetäubendem Lärm das Pau-
senzeichen losschrillt, klappen die Türen auf und die Gänge füllen 
sich mit Teenagern. Die Namen der rund 1000 Schüler im Alter 
zwischen 11 und 14 Jahren sind so multikulti wie ihre Gesichter. 
Sie heissen Nelson Chah, Smaa Hussein oder Nanci Vazquez.  
14 Prozent Schwarze, 24 Prozent Lateinamerikaner, 34 Prozent 
Asiaten und 28 Prozent Weisse gehen hier zur Schule. 80 Prozent 
der Schüler hier kommen aus einer sozial schwachen Familie, 
viele haben einen Migrationshintergrund. Beim Lernen brauchen 
sie viel Unterstützung – idealerweise jeder seinen auf ihn persön-
lich zugeschnittenen Unterricht. Das Spannende an der Boody-

Jörg Dräger 
ist ehemaliger Hamburger Wissenschaftssenator und heute Vorstand 
der Bertelsmann-Stiftung und Geschäftsführer des CHE Centrum  
für Hochschulentwicklung. Dräger ist ein gefragter Redner  
und Impulsgeber zur Zukunft der Bildung. Weitere Erscheinung  
u.a. «Dichter, Denker, Schulversager» (2011).

Ralph Müller-Eiselt 
ist mit Internet und sozialen Medien aufgewachsen. Er forscht für  
die Bertelsmann-Stiftung, wie der digitale Wandel unsere Gesellschaft 
verändert, und twittert (@bildungsmann, @Bildung_Digital) und 
bloggt (digitalisierung-bildung.de) über die Bildung von morgen.

Privatunterricht 
für alle

Die digitale Bildungsrevolution ermöglicht breiten 
Schichten, was bislang der Elite vorbehalten war:  
massgeschneidertes Lernen für jeden Schüler.  
Das wertet auch den Lehrberuf auf.

von Jörg Dräger und Ralph Müller-Eiselt

9



«Algorithmen errechnen, welcher 

Schüler noch nacharbeiten muss und 

welche Methode die beste dafür ist. 

Daraus entsteht ein individueller 

Lernplan für den nächsten Tag, den 

die Schüler morgens über grosse  

Monitore an den Wänden erfahren.» 

Bild: «New Classrooms» an der  

New Yorker David-A.-Boody-Schule, 

photographiert von Dirk Eusterbrock / 

Bertelsmann Stiftung.
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tenzial entfalten. Genau das würden viele Pädagogen bereits 
heute noch so gerne tun – nur fehlen dazu häufig die Ressourcen. 

Unterschiedliche Talente, Kenntnisse und Erfahrungen – so 
verschieden Menschen sind, so unterschiedlich lernen sie auch. 
Selbst wenn alle das gleiche Lernziel erreichen müssten, so wären 
Weg, Stil und Tempo dorthin höchst unterschiedlich. Die heuti-
gen Bildungssysteme nehmen darauf aber wenig Rücksicht. Egal 
ob Schule, Hochschule oder Weiterbildung: alles ist weitgehend 
standardisiert und vereinheitlicht.

Diese Standardisierung ist Konsequenz und Preis einer der 
grössten Errungenschaften unserer Gesellschaft – des Bildungs-
zugangs für alle. Bis Wilhelm von Humboldt die Bildung demokra-
tisierte, liessen Adel und wohlhabende Bürger ihre Kinder von 
Privatlehrern erziehen, der Rest der Gesellschaft blieb unwissend. 
Die einen lernten somit äusserst personalisiert, die anderen gar 
nicht. Humboldt wollte mehr Gerechtigkeit: Das Modell des Pri-
vatlehrers liess sich aber nicht für alle verwirklichen, weder gab 
es dazu genug Pädagogen noch war das auch nur ansatzweise fi-
nanzierbar. So entstand unser allgemeines Schulwesen. Die 
Schulpflicht führte jedoch zwangsläufig zu einer Vereinheitli-
chung der Inhalte, Wege und Vermittlung. Aus der einst persönli-
chen Förderung für wenige durch den Privatlehrer wurde notge-
drungen Massenbildung für alle.

So beeindruckend die Geschichte von «New Classrooms» und 
der David-A.-Boody-Schule ist: eigentlich geschieht dort nur das, 
was jeder gute Lehrer, Professor oder Trainer macht, wenn die 
Lerngruppe klein genug ist. Sie personalisieren das Lernen. Der 
wesentliche Unterschied: das Team an der David-A.-Boody-
Schule schafft das nicht nur für eine Handvoll Schüler, sondern 
für Hunderte gleichzeitig – dank der Lernvideos, Lernprogramme 
und Computeralgorithmen. Digitalisierung – und das ist der ent-
scheidende Punkt – versöhnt das bisher Unversöhnliche: den Bil-
dungszugang für alle mit dem auf jeden individuell abgestimmten 
Curriculum. Damit kann die Digitalisierung den Gegensatz von 
Masse und Klasse aufheben. Humboldts grosses Ideal einer pas-
senden Bildung für alle wird global möglich.

Ausgrenzung und Unterforderung
Fragt man heute in Deutschland oder der Schweiz Lehrende 

nach ihrer grössten Herausforderung, lautet die Antwort häufig: 
Guter Unterricht wäre viel leichter, wenn die Lerngruppe nicht so 
heterogen wäre. Hinter der häufigen Forderung nach kleineren 
Klassen verbirgt sich eigentlich nur der Wunsch, die schwächsten 
und die stärksten Schüler vom Mittelfeld zu trennen – in der Hoff-
nung, dann eine leistungshomogene Gruppe vor sich zu haben. 
Der Umgang mit den grossen Lern- und Leistungsunterschieden 
in einer Klasse wird von vielen Pädagogen als extrem aufwendig 
und schwer kontrollierbar empfunden.

Auch in den Bildungsergebnissen spiegelt sich wider, dass 
etwa deutschen Schulen der Umgang mit Vielfalt nicht wirklich 
gelingt. Als 2001 die erste PISA-Studie veröffentlicht wurde, war 

deren nutzen Lernsoftware, andere arbeiten in Gruppen oder 
sprechen mit dem Lehrer. Das Besondere ist allerdings nicht die 
Vielfältigkeit der Lernmethoden, sondern die automatisierte Per-
sonalisierung: Am Ende eines Tages legt jeder Schüler einen kur-
zen Onlinetest ab. Der wird nicht von einem Lehrer, sondern von 
einem Zentralcomputer in Manhattan über Nacht ausgewertet. 
Algorithmen errechnen, welcher Schüler noch nacharbeiten muss 
und welche Methode die beste dafür ist. Daraus entsteht ein indi-
vidueller Lernplan für den nächsten Tag, den die Schüler morgens 
über grosse Monitore an den Wänden erfahren.

Die Technik macht den Lehrer hier nicht überflüssig, sie ver-
ändert aber seine Rolle: Er wird vom Wissensvermittler zum 
Lernbegleiter. Auch wenn sie einen Schüler gerade nicht persön-
lich unterrichten, haben die Lehrer an der David-A.-Boody-
Schule seinen Lernfortschritt im Blick. Auf ihren Bildschirmen 
sieht man eine grosse farbige Tabelle mit allen Schülernamen, 
dazu ein Ampelsystem mit grünen, orangen und roten Punkten. 
Kommt einer ihrer Schützlinge mit seinem Lernprogramm nicht 
weiter, springt die Ampel von Grün auf Orange oder gar Rot. Der 
Lehrer kann dann gezielt helfen. Das geht nicht für alle neunzig 
Schüler gleichzeitig, aber eben immer für diejenigen, die gerade 
nicht weiterkommen. Das Computerprogramm zeigt, wo Inter-
vention nötig ist. 

Die Mathelehrerin Kelly Basacci geniesst die neue Art des 
Unterrichtens: «In traditionellen Schulen ist man als Lehrer oft 
auf sich allein gestellt. Hier arbeiten wir alle zusammen, spre-
chen ständig miteinander, wie man mit einem bestimmten Schü-
ler umgehen sollte, wie man eine Lektion am besten rüber-
bringt.» Das sieht auch Schulleiter Dominick D’Angelo so: «Das 
Material wird bereitgestellt – das macht den Job so viel einfa-
cher, und die Lehrer können sich auf das konzentrieren, worin 
sie am besten sind: lehren.»

Bevor an der Boody-Schule das Konzept «New Classrooms» 
Einzug hielt, lag die Leistung der Sechstklässler in Vergleichstests 
knapp unter dem Durchschnitt vergleichbarer Schulen. Als diesel-
ben Kinder die achte Jahrgangsstufe absolvierten, waren ihre Prü-
fungsergebnisse bereits elf Prozent besser als der Durchschnitt. 
Heute lernen die Schüler von «New Classrooms» beinahe andert-
halbmal so viel pro Jahr wie Schüler im nationalen Mittel. Mittler-
weile arbeiten fünfzehn Schulen im ganzen Land mit dem Kon-
zept, USA-weit lehrt «New Classrooms» rund 6000 Schüler Ma-
thematik und verbessert damit ihre Chancen auf eine weiterfüh-
rende Bildung.

Besserer Umgang mit Vielfalt
Bei der digitalen Bildungsrevolution geht es im Kern um einen 

pädagogischen Wandel, nicht um einen technischen. Es geht um 
Menschen. Jeder Schüler wird individuell gefördert, kann in sei-
nem eigenen Tempo lernen, wird immer wieder dort abgeholt, wo 
er gerade steht. Schwächere und weniger motivierte Schüler fin-
den dadurch leichter Anschluss, stärkere können ihr ganzes Po-
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tik äusserst schlecht, aber in allen anderen Fächern gut, droht 
weiterhin das Sitzenbleiben. Ist es in fast allen Fächern seiner 
Klasse weit voraus, beherrscht die Fremdsprache Englisch aber 
noch nicht auf dem Niveau des nächsthöheren Jahrgangs, darf es 
das Schuljahr nicht überspringen, sondern muss im Klassenver-
band verbleiben. Diese starren Strukturen verhindern die eigent-
lich nötige Personalisierung in der Schule; es fehlt an jahrgangs-
übergreifendem Lernen und individuell zugeschnittenen Curri-
cula, mit denen jeder in seinem eigenen Tempo und Stil voran-
kommen kann.

Massenhaft persönlich
Ein Beispiel für den Wandel vom einheitlichen Massenpro-

dukt hin zum individuell zugeschnittenen ist die Khan Academy. 
Anfangs lag ihr Fokus nur auf dem offenen Zugang zu Nachhilfe-
videos und Übungsaufgaben, mit denen bald Millionen von Schü-
lern lernten. Gelernt hat allerdings auch die Khan Academy. Denn 
aus dem Verhalten der vielen Nutzer kann die Software nun ge-
eignete Empfehlungen für den individuellen Lernweg ableiten. 
Die Anfang 2015 veröffentlichte App empfiehlt jedem Schüler 
Übungen mit dem passenden Schwierigkeitsgrad. Um aus den 

das Entsetzen gross. Ein Viertel der 15-Jährigen scheiterte an al-
lem jenseits der einfachsten Grundlagen des Lesens und Rech-
nens. Was daraufhin unternommen wurde, ist ein Beispiel durch-
aus erfolgreicher, aber auch kurzsichtiger Politik. Die mit viel zu-
sätzlichem Geld initiierte Sprachförderung, das Aufstocken der 
Betreuer, Sozialarbeiter und Schulpsychologen in Brennpunkt-
schulen und viele weitere Sondermassnahmen für das abgehängte 
untere Viertel verfehlten ihre gewünschte Wirkung nicht. Heute 
ist der Anteil der Bildungsverlierer stark zurückgegangen. Davon 
profitiert haben aber nicht alle: Die Leistungen der deutschen 
Spitzenschüler stagnieren. Statt flächendeckend eine neue Pä
dagogik einzuführen, die alle Kinder und Jugendliche individuell 
fördert, wurde nur das akute Problem am unteren Rand des Bil-
dungsspektrums angegangen. Die Potenziale der leistungsstarken 
Schüler bleiben weiter ungehoben. Die Unterforderung der Bes-
ten aber ist für eine Gesellschaft genauso fatal und kostspielig wie 
die Überforderung der Schwächsten.

Der in unserem Bildungssystem angelegte Gleichschritt führt 
zu Ausgrenzung auf der einen und Verschwendung von Lebens-
zeit auf der anderen Seite – durch Sitzenbleiben oder Ausbrem-
sen. Ist ein Kind in den Naturwissenschaften und in der Mathema-

«Eigentlich geschieht dort  
nur das, was jeder gute Lehrer, 
Professor oder Trainer macht, 
wenn die Lerngruppe klein  
genug ist: Sie personalisieren 
das Lernen.»
Jörg Dräger & Ralph Müller-Eiselt
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lösen sich vom Standardlehrbuch, empfehlen passende Materia-
lien. Sie haben immer ein Auge auf den Fortschritt des einzelnen, 
helfen früh, wenn etwas nicht verstanden wird, erkennen Lange-
weile ebenso wie Überforderung und reagieren darauf.

In Zukunft wird man auch jenseits von Eliteinstitutionen bes-
ser auf individuelle Ansprüche eingehen können. Bislang gab es 
Bildung nur für wenige persönlich zugeschnitten, für viele dage-
gen als standardisierte Einheitslösung. Digitale Bildung löst die-
sen vermeintlichen Zielkonflikt nun auf; sie kann für Hunderttau-
sende möglich machen, was sonst nur in Kleingruppen gelingt. 
Um dieses Potenzial zu nutzen, müssen sowohl pädagogische 
Konzepte als auch technische Rahmenbedingungen angepasst 
werden. In Deutschland hat das Bundesministerium für Bildung 
und Forschung (BMBF) angekündigt, zu diesem Zweck fünf Milli-
arden Euro für eine Ausstattungsoffensive der mehr als 40 000 
Schulen zur Verfügung zu stellen. 

Die finanzielle Unterstützung wird nicht ohne Grund an päd-
agogische Voraussetzungen gekoppelt: Ohne digital kompetente 
und in neuen pädagogischen Ansätzen versierte Lehrkräfte wer-
den die besten Ziele wirkungslos bleiben. Deshalb ist dringend 
eine Reform der Aus- und Weiterbildung von Lehrern nötig. Sie 
sollte sowohl die Vermittlung medienpädagogischer Grundkennt-
nisse und die kompetente Bedienung von Geräten beinhalten als 
auch die Integration und Nutzung digitaler Angebote im indivi
duell fördernden Unterricht. Geschult werden müssen aber nicht 
nur die künftigen Lehrkräfte, sondern auch die jetzigen. Am wirk-
samsten sind dabei Fortbildungen, die sich an ganze Kollegien 
richten und dadurch einen digitalen Schulentwicklungsprozess 
anstossen.

Dabei können auch zivilgesellschaftliche Initiativen wichtige 
Impulse setzen. Ein Beispiel dafür ist das Forum Bildung Digitali-
sierung, das 2016 von fünf deutschen Stiftungen gemeinsam ins 
Leben gerufen wurde. Es bietet in einem ersten Schritt 38 ausge-
wählten Schulen aus ganz Deutschland die Möglichkeit, sich un-
tereinander auszutauschen, voneinander zu lernen und ihre digi-
tale Schulentwicklung in einem kollaborativen Werkstattprozess 
voranzutreiben. Die Stiftungsinitiative arbeitet eng mit den Kul-
tusministerien und Fortbildungsinstituten der Länder zusammen. 
So können die Ergebnisse ihrer wissenschaftlichen Begleitung al-
len Schulen dabei helfen, das technisch Mögliche mit dem päd
agogisch Sinnvollen zu verknüpfen.

Genau diese Verbindung brauchen Schüler und Lehrer glei-
chermassen: Die Digitalisierung gibt allen Beteiligten mehr Zeit 
fürs Wesentliche – ein Allheilmittel aber ist sie nicht. Natürlich 
können siebenminütige Lernvideos keine Persönlichkeitsbildung 
ersetzen und Computertechnik nicht die Bindung zwischen Leh-
rer und Schüler. Was sie jedoch können, ist, Freiräume genau da-
für zu schaffen. �

Der vorliegende Text basiert auf Ausschnitten aus dem Buch «Die digitale Bil-
dungsrevolution» (Deutsche Verlags-Anstalt, 2015). Er wurde exklusiv für den 
«Schweizer Monat» aufbereitet und aktualisiert.

Nutzerdaten ein persönliches Curriculum für jeden erstellen zu 
können, beschäftigt die Khan Academy inzwischen nicht nur Mit-
arbeiter, die für Didaktik und die Inhalte der Fächer zuständig 
sind, sondern auch sogenannte Data Scientists. Mit speziellen 
Computerprogrammen analysieren sie, welche Erkenntnisse sich 
aus dem enormen Datenschatz gewinnen lassen, um die Lernin-
halte noch besser auf den jeweiligen Nutzer abzustimmen.

Solche Ansätze waren lange Zeit auf die Mathematik be-
schränkt, in der die Software es besonders leicht hat, richtig und 
falsch zu erkennen. Aber auch in anderen Bereichen, wie zum Bei-
spiel in den Natur- und Ingenieurwissenschaften, der Informatik 
oder in den Sprachen, wächst das Angebot. Es stehen immer mehr 
Lernmaterialien digital zur Verfügung, und Computer sind zuneh-
mend in der Lage, auch komplexere Aufgaben zu bewerten; sie 
korrigieren Texte, erkennen logische Zusammenhänge und geben 
kontinuierliches Feedback zum Lernfortschritt. Die Lehre passt 
sich dem Lernenden an, nicht mehr der Lernende der Lehre.

Wie radikal die Digitalisierung das Lernen verändern kann, il-
lustriert auch der sogenannte «Flipped Classroom», das in seiner 
Lernlogik «umgedrehte Klassenzimmer». Untersuchungen gehen 
davon aus, dass Lehrer im traditionellen Unterricht nur 20 Pro-
zent ihrer Zeit den Bedürfnissen und Sorgen der einzelnen Kinder 
widmen, aber 80 Prozent der Zeit zur Erläuterung von Standard-
wissen benötigen. Ihre Schüler können meist nur schweigend zu-
hören, kaum mit Lehrer oder Mitschülern über den Stoff und ihre 
Fragen diskutieren. Nach dem Unterricht versuchen sie, ihre 
Hausaufgaben zu machen und das Gehörte umzusetzen. Gerade 
hier wäre es wichtig, Hilfestellungen zu bekommen und sich aus-
tauschen zu können. Doch alleine zu Hause fehlt bei Fragen und 
Verständnisproblemen der so wichtige Kontakt zu anderen.

Im «Flipped Classroom» eignen sich die Kinder vor der Unter-
richtsstunde über Videos oder Lernprogramme das benötigte 
Standardwissen an. Dabei übertreffen didaktische Aufbereitung 
und Erklärkunst der speziell ausgewählten Pädagogen meist die 
Möglichkeiten der Lehrer vor Ort; zudem lassen sich die Videos 
auch ohne Blamage vor den Mitschülern so oft wie nötig wieder-
holen. Im Klassenzimmer entsteht dadurch Raum, das Gelernte zu 
diskutieren und anzuwenden – egal ob im Gespräch zwischen 
Schüler und Lehrer oder in der Gruppenarbeit; Unklarheiten kön-
nen unmittelbar ausgeräumt werden. Die Bedürfnisse des einzel-
nen rücken so viel stärker in den Mittelpunkt als beim klassischen 
Unterricht.

Geld für Schulen und Lehrerbildung
Noch sitzen die Bildungsmassschneider von heute fast nur in 

Oxford und Stanford oder in exklusiven Privatschulen. Deren 
kleine Lerngruppen und individuelle Betreuung sind aber nur we-
nigen zugänglich; man braucht überragendes Talent oder reiche 
Eltern. Dort unterrichten Pädagogen, die das Idealbild erfüllen: 
Sie entwerfen für jeden Studenten ein eigenes Lernprogramm 
entsprechend dessen Kompetenzen, Interessen und Lernstil,  
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den Fall ging es um die Seiten von Onlinecasinos. Offiziell begrün-
deten Befürworter die Sperre mit dem Schutz von Spielsüchtigen. 
Tatsächlich aber sind ausländische Angebote eher deshalb uner-
wünscht, weil die Gewinne aus den verschiedenen Geldspielen – 
letztlich auf Kosten von Spielsüchtigen – weiterhin innerhalb der 
Schweiz zwischen Branche und Staat aufgeteilt werden sollen. 
Auf den Versuch, den Markt unter Einbezug von ausländischen 
Anbietern zu regulieren, lässt man sich deshalb gar nicht erst ein. 
Mit Netzzensur wird Heimatschutz betrieben, was bei anderen 
Branchen Begehrlichkeiten weckt. Deren Vertreter wissen nun, 
dass sich fast alle Parlamentarier mit fiskalischen und monetären 
Argumenten überzeugen lassen, sofern sie nicht sowieso schon 
Angst vor dem ihnen fremden digitalen Raum als Neuland haben.

Dabei sind sich Wirtschaft und Wissenschaft einig, dass Netz-
sperren nicht nur ineffektiv sind, sondern auch schädliche Aus-
wirkungen haben. Zensur im Internet höhlt zahlreiche Grund- 
und Menschenrechte aus, insbesondere die Informations- und 
Meinungsfreiheit sowie die Wirtschaftsfreiheit. Sie untergräbt 

Bildung und Wissen sind die wichtigsten Rohstoffe der 
Schweiz, das ist längst ein Gemeinplatz. Darum müsste auch 

im digitalen Raum gewährleistet werden, dass sich Geist und Geld 
zu Innovation und damit letztlich zu Wohlstand verbinden. Und 
tatsächlich: es besteht Einigkeit! Gruppierungen wie die Initiative 
Digital Switzerland und der Wirtschaftsverband Swico oder Mei-
nungsführer wie Ständerat Ruedi Noser und Ringier-Geschäfts-
führer Marc Walder setzen sich öffentlich dafür ein, dass die 
Schweiz die Chancen der Digitalisierung nutzt. Das ist erfreulich. 

Wenn es allerdings um tatsächliche Entscheide geht, erweist 
sich die Einigkeit oft als trügerisch und der Einsatz als nicht ziel-
führend. Die Schweiz verpasst es immer wieder, sich auch in der 
digitalen Wirtschaft als global vernetzte und innovative Wirt-
schaftsmacht zu positionieren. So beschloss das Parlament in den 
letzten Jahren beispielsweise, den Überwachungsstaat in der 
Schweiz erheblich auszubauen, und stimmte kürzlich erstmals 
staatlich angeordneten Netzsperren zu. Solche Entscheide sind in 
manchen Fällen gut gemeint, schwächen im Ergebnis jedoch die 
Zukunftsfähigkeit des Landes.

Heimatschutz mit Netzsperren
Netzsperren sollen verhindern, dass Menschen in der Schweiz 

online auf Angebote im Ausland zugreifen können – im vorliegen-

Martin Steiger
ist Rechtsanwalt in Zürich. In seiner Freizeit engagiert er sich unter 
anderem beim Verein Digitale Gesellschaft sowie bei TEDxZurich und 
betreibt als Pilot privaten Motor- und Segelflug.

Recht im 
digitalen Raum

Die Schweiz versäumt es immer wieder,  
einen sinnvollen Rahmen für die digitale  
Zukunft zu bauen. Das schafft Unsicherheit.

von Martin Steiger

10
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Aus rechtlicher Sicht präsentiert sich im Umgang mit der Di-
gitalisierung seit Jahren das immer gleiche Bild: Trotz Schönwet-
terreden mit Bekenntnissen zu Grundrechten und digitaler Trans-
formation vermindern ständig neue Regulierungen die Zukunfts-
chancen der Schweiz. Die Gesetzgeber verstehen das Recht nicht 
mehr als sorgfältige Antwort auf die Herausforderungen einer 
ständig wechselnden Realität. Vielmehr versuchen sie, motiviert 
von Partikularinteressen, eine jeweils erwünschte Realität mit 
rechtlichen Mitteln zu erzwingen. Schädliche Auswirkungen wer-
den ausgeblendet oder Entscheide als alternativlos verharmlost.

Digitaler Rückstand in der Schweiz
Ein Beispiel ist das Datenschutzrecht, das in der Schweiz mo-

mentan revidiert wird und erheblich verschärft werden soll. Der 
vorliegende Entwurf würde voraussichtlich im Einklang mit dem 
Datenschutzrecht der Europäischen Union (EU) stehen, die aber 
nicht als Vorbild im digitalen Raum taugt: Der deutsche digitale 
Rückstand, bisweilen nur halbwegs scherzhaft als DDR abgekürzt, 
führt in der EU zu einem Datenschutz mit wachsender Bürokratie 
und nochmals verstärktem Heimatschutz gegenüber den USA. In 
der Schweiz könnten insbesondere innovative Start-ups darunter 
leiden. Man setzt beim Datenschutz nicht auf bessere Rahmenbe-
dingungen, um die Konkurrenzfähigkeit im digitalen Raum zu  
fördern, sondern legt jenen Menschen und Unternehmen, die  
zukunftsgerichtet handeln, regulatorische Steine in den Weg. 
Gleichzeitig wird die Klärung wichtiger Fragen wie beispielsweise 
des Rechts auf Kopie an den eigenen Daten zur Förderung einer 
Open-Data-Kultur auf die lange Bank geschoben.

das Vertrauen in die Zuverlässigkeit jener digitalen Infrastruktur, 
ohne die unser Alltag nicht mehr denkbar wäre. Gleichzeitig sind 
Netzsperren einfach zu umgehen. Viele Menschen verfügen über 
das dafür notwendige Wissen, weil sie trotz den Ländersperren 
der amerikanischen Unterhaltungsindustrie längst nicht mehr 
auf den Zugriff auf attraktive – und kostenpflichtige! – Fernsehse-
rien und Filme im Ausland verzichten möchten. Doch jede Umge-
hung verursacht Aufwand, der im internationalen Wettbewerb 
einen entscheidenden Unterschied zum Nachteil der Schweiz be-
deuten kann.

Realitätskonstruktion mit rechtlichen Mitteln
Die neuen Netzsperren sind leider keine Ausnahme, sondern 

lediglich die letzte Folge in einer Serie von Fehlentscheiden. Mit 
weiteren Folgen: wer heute Informationstechnologie (IT) in der 
Schweiz nutzt, setzt häufig auf Angebote aus dem Silicon Valley, 
dem amerikanischen Zentrum der weltweiten IT. Die Angebote 
aus den USA sind Angeboten aus der Schweiz und dem übrigen 
Europa – sofern es vergleichbare Angebote überhaupt gibt – meis-
tens funktional und preislich überlegen. Gerade beim stark wach-
senden Markt für Software as a Service (SaaS), wo Software als 
vernetzte und umfassende Dienstleistung in der Cloud verstan-
den wird, dominieren Anbieter aus den USA. Auch bei Big Data 
und künstlicher Intelligenz sind mehrheitlich Anbieter jenseits 
von Europa führend. Dies, obwohl der digitale amerikanische 
Traum vielfach starke Schweizer Wurzeln hat, darunter erfolgrei-
che Forschung an der ETH Zürich oder mit Erfolg in die USA emi
grierte Start-up-Unternehmer aus der Schweiz.

«Das bürokratische  
Datenschutzrecht  
ist vielfach nur  
ein Placebo.»
Martin Steiger
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Die Folge ist erhebliche Rechtsunsicherheit, in welchem Um-
fang datenbasierte Geschäftsmodelle in der Schweiz noch zuläs-
sig sind. Dies ist umso ärgerlicher, als das bürokratische Daten-
schutzrecht vielfach nur ein Placebo ist: Gleichzeitig findet staat-
lich erzwungen ein umfassender Datenaustausch mit Ländern in 
aller Welt statt, der nicht wirksam kontrolliert wird – zum Beispiel 
über den automatischen Informationsaustausch der Banken oder 
den Datenbasar von Sicherheitsbehörden wie dem Nachrichten-
dienst des Bundes (NDB). Die Schweiz ist mit ihrem Anspruch, ein 
rechtssicherer und vertrauenswürdiger Hafen für Daten und In-
formationen zu sein, längst am eigenen staatlichen Datenhunger 
gescheitert. Wer im Glashaus der eigenen Massenüberwachung 
aller Menschen ohne Anlass und Verdacht sitzt, kann nicht glaub-
würdig für Datenschutz einstehen.

Grundrechte als Massstab
Glücklicherweise ist die Bereitschaft zur Rechtsstaatlichkeit 

als Grundlage für Innovation und Wohlstand im digitalen Raum 
durchaus noch vorhanden. Dazu reicht es allerdings nicht aus, für 
angestrebte Eingriffe jeweils eine gesetzliche Grundlage zu schaf-
fen – das ist eine Selbstverständlichkeit. Vielmehr muss jede Re-
gulierung im Einklang mit den Grundrechten und dem Grundsatz 
der Verhältnismässigkeit stehen. Grundrechte wie Meinungsfrei-
heit und Wirtschaftsfreiheit müssen den Massstab für jedes staat-
liche Handeln bilden, auch wenn die Schweiz keine Verfassungs-
gerichtsbarkeit kennt. In bezug auf den Datenschutz bedeutet 
das: Es gilt Menschen vor dem Missbrauch ihrer Daten zu schüt-
zen, ohne gleichzeitig die Chancen der modernen Datenwirtschaft 
zu verpassen.

«Es gilt Menschen vor dem 
Missbrauch ihrer Daten  

zu schützen, ohne gleichzeitig 
die Chancen der modernen  

Datenwirtschaft zu verpassen.»
Martin Steiger

Der Grundsatz der Verhältnismässigkeit bedeutet in vielen Fäl-
len den zwingenden Verzicht auf eine Regulierung, wenn sie nicht 
geeignet, erforderlich und zumutbar ist und nicht im überwiegen-
den öffentlichen Interesse liegt. Zielführende Anreize sind gegen-
über Regulierungen zu bevorzugen und Regulierungen, die ihren 
behaupteten Zweck nicht oder nicht mehr erfüllen, sind ausser 
Kraft zu setzen. Falls doch reguliert wird, sind technologieneutrale 
gesetzliche Grundlagen notwendig, die nicht an den schnellen und 
oftmals überraschenden Entwicklungen in der IT scheitern. Ge-
richte sind dafür zuständig, solche Rechtsgrundlagen mit neuen 
Anwendungsfällen in Übereinstimmung zu bringen – beispielhaft 
ist das Zürcher Twitter-Urteil von 2016. Das Bezirksgericht stellte 
Twitter unter das Medienstrafrecht und entschied, dass das reine 
Verbreiten eines Tweets («Retweet») nicht strafbar sei. Es verwies 
dabei auf einen Bundesgerichtsentscheid von 2002 bezüglich einer 
Ehrverletzungsklage im Zusammenhang mit einer Plakataktion. 
Die Lausanner Richter hatten Beschuldigte, die Plakate lediglich 
aufgehängt hatten, damals freigesprochen.

Ein anderer, zukunftsgerichteter Umgang mit der Digitalisie-
rung ist in der Schweiz möglich. Dazu braucht es genügend Ak-
teure, die die notwendige Überzeugungsarbeit bei Politik, Stimm-
volk und Verwaltung leisten. Verschiedene Vertreter von Netzpo-
litik, Zivilgesellschaft und Zukunftswirtschaft haben das erkannt, 
bezahlen aber immer wieder schmerzhaftes Lehrgeld aus politi-
schen Niederlagen. Dennoch bin ich optimistisch, dass es ver-
mehrt gelingen wird, sich politisch gegenüber den starken Inter-
essen der vordigitalen, häufig staatsnahen Wirtschaft durchzu-
setzen. Und auf diese Weise Innovation zugunsten aller Men-
schen in der Schweiz auch im digitalen Raum zu ermöglichen. �




